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»Es: ist «ine iürchte?liehe Verantwortung, die Meinung von Mit 
iione» su tonnen.«   "" ' SfesÄw 

DSKV-BEFREIUNG 

Wer einer Pflichtversicherung angehört, kann auf Antrag vom 
vollen Versicherungsschutz der (ansonsten obligatorischen) 
DSKV befreit werden. Er zahlt dann statt des Sozialbeitrags 
von 111,— DM nur noch 27,— DM. Zur Antragstellung genügt 
eine Bescheinigung der Versicherung, aus der hervorgehen 
muß, daß der Versicherungsschutz bis zum 31. 3. 72 gewähr- 
leistet ist. Ohne diese Bescheinigung kann keine Befreiung 
vorgenommen werden. 

Die Befreiung von den DSKV-Beiträgen ist in Baracke 8, 
Zimmer 3 (hinter der alten Mensa) möglich. Ausschlußtermine: 
15. 10. für Neuimmatrikulierte, 22. 10. für RückmelderMÜ! 
Öffnungszeiten: 9 —16 Uhr. 

Wer schon den Krankenversicherungsbeitrag gezahlt hat, 
kann einen formlosen Antrag auf Rückerstattung der 84,- DM 
stellen; es gelten hier dieselben Fristen wie oben. Eine Ver- 
längerung dieser Frist ist nur u. U. möglich, da sonst die Aus- 
zahlung der Rückerstattungsbeiträge zu lange verzögert wird. 
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bochumer Studenten zeitung 

Universität bochum u. Klinikum essen 

BSZ stellt sich vor 

Neuer AStA im Amt 

Am 8. Juli wählte das Studentenparlament (SP) einen neuen AStA: Reinhard Greeven (SHB), Renate Zimmermann-Eisel (SHB), 
Bernd Bekemeier (SAG), Hans-Georg Sänger (SAG) und Eva Adameit (SHB). SHB und SAG waren mit 16 bzw. 10 Stimmen als 
Sieger aus den Wahlen zum 5. Studentenparlament hervorgegangen. Die Wahl des neuen AStA, der neben SHB und SAG von 
REF (3 Sitze) getragen wird, zeigt deutlich, daß einer zunehmenden Zahl von Studenten bewußt geworden ist, daß der Formie- 
rung der Hochschule nur durch eine linke AStA-Politik begegnet werden kann, wie sie im letzten Jahr vom SHB, gemeinsam mit 
den SAG, begonnen wurde. 

asta-aktionsprogramm 

Wie sieht's heute aus an der Uni? Für die Studierenden stellt sich mittlerweile die Studiensituation folgendermaßen dar: 
* Bundesausbildungsförderungsgesetz 

— zur Zeit völliges Chaos bei der Bewilligung 
— Förderbeiträge, die die Preisentwicklung großzügig übersehen 
— Verkürzung der Stipendiendauer auf in der Regel 6 Semester 
— in Zukunft keine studentische Mitbestimmung mehr bei der Fördervergabe usw. usf. 
Und das wurde — man erinnere sich — als „Reform" verkauft. 

* Numerus Clausus: 
— besteht bereits in: 

Psychologie - Medizin - Maschinenbau - Pädagogik 
— geplant in: 

Biologie - Chemie - Physik - Mathematik - Elektrotechnik - Wirtschaftswissenschaften 
Vor Jahren noch Verstoß gegen das Grundgesetz (Mediziner konnten einen Studienplatz einklagen), wird der N. C. heute als 
legitimes Mittel der Hochschulplanung (allerdings nur in vertraulichen Papieren) eingesetzt. 

* Leistungsdruck: 
— Biologie: 30 Wochenstunden allein an der Universität (ganz abgesehen von der häuslichen Arbeitszeit), 

ähnlich: Maschinenbau - Elektrotechnik - Chemie - Physik 
— Wirtschaftswissenschaften: Durchfallquote bei Zwischen- und Diplomprüfung: 40 % 
— brutale Dimensionen erreicht der Leistungsdruck bei den „Reform"vorschlägen: der Wissenschaftsrat schlägt bereits Phy- 

sikstudiengänge mit 44 Wochenstunden vor. 
Was geht hier vor? Planen hier wildgewordene Bildungspolitiker? Gibt es so etwas wie eine wissenschaftlich-technische Revolu- 
tion, die uns Überrollt? Fortsetzung auf Seite 3 

In der BSZ-Redaktion wurde eine Koalition dreier Gruppen 
eingegangen, die bereits seit einem Monat bemüht sind, ihre 
gemeinsame Schreibtischstrategie zu entwickeln. Es kämp- 
fen heldengleich mit Kulli, Maschine und viel Papier: Erich 
Eisel (SHB), Bernd Holzrichter (REF) und Harald Jung (SAG). 
Da wir uns durchaus der Verantwortung bewußt sind, die in 
unserer Tätigkeit liegt — immerhin haben wir die Aufgabe, 
dem studentischen Pöbel an der Ruhr-Uni schwarz auf weiß 
vorzumachen, wie es ein Prof. nannte — erlauben wir uns, 
unsere Vorstellungen über Sinn und Zweck der BSZ kurz 
darzulegen. 

Die BSZ soll nicht, wie die meisten 
anderen Studentenzeitungen, ein Or- 
gan werden, das zu lesen die Lektü- 
re von Marx-Engels-Werken bis min- 
destens Band 26 voraussetzt, sie soll 
auch kein Organ werden, daß die 
Interessen und Kämpfe der Studen- 
ten darstellt und anregt mit jeweils 
gruppenspezifischen Brettern verna- 
gelt, sondern sie soll ein Organ wer- 
den, in dem sich die progressiven 
Studenten artikulieren können, egal 
ob sie in einer politischen Hoch- 
schulgruppe sind oder sich einzeln 
auf dem Campus herumschlagen, ein 
Organ, in dem die Studentenschaft 
ihre Probleme und Fragen zum Aus- 
druck bringen und diskutieren kann, 
ohne daß die Artikel zuvor durch 
REF-, SAG- oder SHB-Zensur zu ge- 
hen haben. Die Geschehnisse und 
Kämpfe an der Hochschule sollen 
artikuliert werden von den betrof- 
fenen und kämpfenden Studenten 
aus der Sicht dieser Studenten und 
nicht von der Redaktion aus der 
Sicht der Redaktion. Die Redaktion 
hat die Aufgabe, für den reibungs- 
losen technischen Ablauf zu sorgen 
und die hoffnungslos schwachsinni- 
gen und klar gegen studentische In- 
teressen gerichtete Artikel auszule- 
sen („Also doch vernagelt" werden 

Die rechten Gruppen BSU und 
RODS erlitten bei den Wahlen 
schwere Einbußen. Die BSU verlor 
auf Anhieb ein Drittel ihrer Sitze. 
Trotz ihres liberalen Images hat sie 
nicht verbergen können, daß sie 
letztendlich die Politik derjenigen 
betreibt, die uns als Handlanger 
des Kapitals die Formierung der 
Hochschule aufzwingen wollen. 

Der Politik des Spartakus, der zu 
Beginn des Sommersemesters aus 
dem AStA ausgetreten war, weil er 
im UP seine verfehlte Mitbestim- 
mungspolitik besser durchsetzen zu 
können glaubte, wurde mit nur 
3 SP-Sitzen eine klare Absage er- 
teilt. 

Der neue AStA geht davon aus, 
daß der Kampf gegen die Formie- 
rung der Hochschule als Teil des 
Kampfes gegen das kapitalistische 
System weder durch illusionistische 
„Mitbestimmung" in Universitäts- 
gremien oder moralische Appelle 
an die Regierung (Spartakus) noch 
durch parlamentarische Interven- 
tionen (BSU) geführt werden kann. 
Unser Kampf muß vielmehr dort 
ansetzen, wo sich die Formierung 
konkretisiert: in den einzelnen 
Fachschaften und Abteilungen. 
Staatlichen „Reformmaßnahmen" 
wie Einführung des 6-Semester- 
Kurzstudiums, Oktroyierung staat- 
licher Studien- und Prüfungsord- 

nungen, Studienüberwachung etc. 
kann nur durch Druck der studen- 
tischen Massen wirksam begegnet 
werden. 

Das heißt: das Hauptziel der Ar- 
beit des AStA muß es sein, als 
Voraussetzung für einen erfolgrei- 
chen Kampf immer mehr Studen- 
ten aufzuklären über die massiv 
auf die Hochschule zukommenden 
Formierungsmaßnahmen (Bil- 
dungsgesamtplan, Hochschulrah- 
mengesetz, BAFöG) in ihren in- 
haltlichen Bestimmungen, ihren 
konkreten Auswirkungen und ih- 
rem gesellschaftlichen Bezug, und 
immer mehr Studenten einzube- 
ziehen in die aktive politische Ar- 
beit. 

DB: In Viehwaggons schlafen ... 

Im WS 71/72 wird nach offizieller Schätzung mit einem Fehl- 
bedarf von 25 000 Wohnplätzen für die Studenten des Landes 
NRW zu rechnen sein. Bochum ist einer der Hochschulorte, an 
dem die studentische Wohnungssituation besonders katastro- 
phal ist. Es werden voraussichtlich 2000 — 3000 Plätze fehlen. 
Das liegt einmal daran, daß Bochum keine Universitätsstadt im 
traditionellen Sinne ist, also auch kaum freie Räume in Privat- 
wohnungen existieren, die zur Untervermietung an Studenten 
geeignet wären. Zum anderen ist die Fehlplanung der Landes- 
regierung bei der Gründung der Universität im Hinblick auf die 
zu erwartenden Studentenzahlen für die Wohnungsmisere ver- 
antwortlich zu machen. 

So gibt es z. Z. etwa 1450 Wohn- 
heimplätze, denen etwa 15 000 Stu- 
denten im WS 71/72 gegenüberste- 
hen werden. 

Geplant sind weitere 2835 Plätze, 
die aber frühestens 1973 zur Ver- 
fügung stehen werden. 

Hinzu kommt, daß für die weni- 
gen Zimmer, die z. Z. zur Verfü- 
gung stehen, teilweise unzumutba- 
re hohe Mietpreise verlangt wer- 
den. Durch diese Misere entsteht 
— neben dem fachlich-strukturel- 
len NC — ein zusätzlicher sozialer 
Numerus Clausus, da es vielen Stu- 
denten nicht — oder nur unter un- 
zumutbar schlechten Bedingungen 
— möglich ist, an dem von ihnen 
gewünschten Hochschulort zu stu- 
dieren. 

In der augenblicklichen Situation 
ist es notwendig, durch kurzfristige 
Maßnahmen zumindest die gröb- 
ste Wohnungsnot zu beseitigen. 
Aktionen, wie die vom letzten 
AStA durchgeführte Zeltaktion auf 
dem Husemannplatz, erscheinen 
zum jetzigen Zeitpunkt als sinn- 
los, da der Wohnungsmarkt so gut 
wie ausgeschöpft ist und solche 
Kampagnen daher nur zu skrupel- 
loser Ausnützung der Wohnungs- 
misere dreh die Vermieter in Form 
überhöhter Mietforderungen füh- 
ren würden. 

Der AStA und das Studentenwerk 
haben deshalb in einem Brief an 
Rau als Übergangslösung die sofor- 
tige Errichtung von 1000 im Fertig- 
bauverfahren zu erstellende ba- 
rackenähnliche Wohnplätze gefor- 
dert. Die Verhandlungen dazu lau- 
fen z. Z. Desweiteren wurden ver- 
schiedene Vermieter von Wohnwa- 
gen angeschrieben, jedoch mit ne- 
gativer Reaktion. 

Die Deutsche Bundesbahn, an die 
wir uns mit der Bitte um Bereit- 
stellung alter Personenwagen ge- 
wandt hatten, besaß die Unver- 
schämtheit, uns ausrangierte Gü- 
terwaggons als Wohnungen anzu- 
bieten. 

Es darf nun aber keinesfalls der 
Fehler gemacht werden, die stu- 
dentische Wohnungsnot isoliert zu 
betrachten, da sie nur ein Ausdruck 
der Wohnungsmisere innerhalb der 
gesamten Bevölkerung ist. 

Als Folge des Lücke-Plans (Auf- 
hebung des Mieterschutzgesetzes, 
des Mietstopps und der Wohnungs- 
bewirtschaftung; Integration des 
Wohnungsbaus in die Marktwirt- 
schaft) trat eine ständige Erhöhung 
der Wohnungsmieten wesentlich 
aufgrund des spekulativen Anstiegs 

der Bodenpreise ein, zugleich ging 
seit der Freigabe der Bodenpreise 
und der Mieten der Wohnungsbau 
erheblich zurück. 

Schon 1968 lag das Wohnungsde- 
fizit in der BRD nahezu bei 1 Mill. 
Kapitalistische Baufirmen, Woh- 
nungsgesellschaften und Hausbesit- 
zer sind die Nutznießer dieser Mi- 
sere, wobei eine zunehmende Kon- 
zentration des Mietshaus- und 
Grundbesitzes in den Händen we- 
niger zu verzeichnen ist. 

Es muß deshalb in Anbetracht 
der allgemeinen Situation die For- 

derung nach verstärkter Erweite- 
rung des sozialen Wohnungsbaus 
erhoben werden, mit dem Ziel aus- 
reichenden Wohnraums zu sozial 
tragbaren Mieten für alle, darun- 
ter dann auch für Studenten. 

So kann auch die Forderung nach 
verstärktem Bau von Studenten- 
wohnheimen langfristig keine Lö- 
sung sein, da sie 1. Privilegien für 
Studenten schafft (ständische Poli- 
tik) und 2. die Ghetto-Situation der 
Studenten — in Bochum schon 
durch die Lage der RUB gegeben 
— verstärkt, wodurch u. a. eine bes- 
sere Kontrolle der Studenten er- 
reicht werden soll. 

Es ist allerdings sicher, daß eine 
echte Lösung der allgemeinen Woh- 
nungsmisere in unserem bestehen- 
den System, d. h. ohne Beseitigung 
beispielsweise des kapitalistischen 
Grund- und Bodenrechts — nicht 
erreicht werden kann. Der Kampf 
gegen die Wohnungsnot, gegen die 
Profitmacherei auf dem Wohnungs- 
sektor, für einen „befriedigenden" 
sozialen Wohnungsbau muß daher 
notwendig ein antikapitalistischer 
sein. 

aber auch in Uninälie sind noch Plätze frei. 

Das kann nur bedingt geschehen 
durch zentrale Informationskam- 
pagnen und Teach-ins des AStA. 
Der Schwerpunkt unserer Arbeit 
liegt daher in den Fachschaften. 

Als Antwort auf die Studienre- 
form von oben müssen alternative 
Studienmodelle entwickelt, ihre 
praktische Umsetzung und mög- 
lichst institutionelle Verankerung 
erkämpft werden. Der Gefahr 
einer bornierten Fachperspektive 
muß begegnet werden durch den 
Ausbau des Projektbereichs Lehrer- 
ausbildung und den Aufbau weite- 
rer Projektbereiche. Gremienpolitik 
hat im Rahmen der A.StA-Konzep- 
tion nur flankierende und teilweise 
absichernde Funktion, während die 
Sozialpolitik unmittelbar einbezo- 
gen werden muß in unseren politi- 
schen Kampf. 

Der Schwerpunktsetzung unserer 
Arbeit entspricht die Referatsauf- 
teilung innerhalb des AStA: das 
Fachschaftsreferat ist zweimal be- 
setzt: Renate Zimmermann-Eisel 
(Schwerpunkt Geisteswissenschaf- 
ten) und Bernd Bekemeier (Schwer- 
punkt Naturwissenschaften). Die 
Projektbereiche und allgemeine Or- 
ganisation liegen in der Verantwor- 
tung von Hans-Georg Sänger. Rein- 
hard Greeven hat das Gremienre- 
ferat und die Finanzpolitik über- 
nommen, Eva Adameit des Sozial- 
referat. 

TEACH-IN 

ZUR 

2500-JAHR-FEIER 

IN PERSIEN 

DIENSTAG, 

12. OKTOBER, 

14.00 HZO 80 

INHALT: 

Blutsauger 

in Persien S. 2 

Faillard 2. 

Staatskomissar S. 3 

LINKE DISKUSSION: 

Parlamentarismus S. 4 

Profs bescheißen 

Profs S. 5 

Alles über BAFöG S. 6 

Studentische Literatur 

KUNST 

& 

BÜCHER 

SCHEUNE 
Lennershofstraße 156 
hinter der Mensa 

Spartakus, BSU und RODS schreien, 
Sollen sie, sollen sie!!). 

Wir werden uns bemühen, unse- 
ren Senf nur dann dazuzugeben, 
wenn wir selbst aktiv in die Kämpfe 
verwickelt sind oder wenn es sich 
um Artikel im Rahmen des Interna- 
tionalismus und sozialistischer Theo- 
rie handelt. Kurz: die BSZ soll eine 
Massenkampfzeitung werden und 
kein Schulbuch. 

DAS setzt voraus, daß ihr eng mit 
uns zusammenarbeitet und uns die 
Bude einrennt (Bar. I Raum 10 oder 
AStA-Sekretariat). 

Da sozialistischer Hochschulkampf 
nicht abstrahiert werden kann von 
den Kämpfen in anderen gesell- 
schaftlichen Bereichen, werden wir 
von Fall zu Fall auch Betriebs-, 
Lehrlings- und Schülergruppen zu 
Wort kommen lassen. Und der AStA 
darf ab und zu auch mal was sagen, 
aber nur wenn er als kämpfender 
Vertreter der Studentenschaft spricht 
und nicht, um die Hirngespinste ir- 
gendwelcher Hintermänner zu ver- 
breiten, wie wir es auch schon er- 
lebt, bei der Zusammensetzung und 
dem Selbstverständnis dieses AStA 
aber hoffentlich nicht zu erwarten 
haben. 
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Die Blutsauger 

Am 15. Oktober wird die Feier zum 2500. Bestehen des Kaiserreiches in Persien beginnen. 
Mehr als 50 Staatsoberhäupter mit mehr als 500 Gefolgsleuten werden auf Kosten der unter- 
drückten Massen des Iran die persische Geschichte stilecht erleben. 1000 ausländische Journa- 
listen dürfen über das — hauptsächlich von Siemens für $ 275 Mio. gebaute — Fernseh- und 
Telefonnetz die gesamte Welt über das lächerliche Schauspiel in der Wüste informieren. Über 
das Ausmaß an Prunk und Verschwendung brauchen wir hier nicht näher zu berichten — nicht 
nur die deutsche Boulevardpresse schwelgt ja seit Wochen in Kilometern von Samt und Seide, 
Tonnen von Kaviar und Zuchtperlen. 

Der Militärdiktator des Iran, der 
selbsternannte SchahinSchah 
Aryamer (Sonne der Arier) ver- 
sucht mit allen Mitteln, den rei- 
bungslosen Ablauf dieser Feiern 
zu garantieren. Allein im letzten 
Monat wurden im Iran 4000 Men- 
schen in die Folterkammern des 
Schah geworfen — die meisten auf 
Grund eines eilig erlassenen Ge- 
setzes, das dem persischen Volk so- 
gar das Witzemachen über die Fei- 
er verbietet. 

Wozu aber braucht das Schah- 
Regime dieses Milliarden-Spekta- 
kel? Trotz einer 80 000 Mann star- 
ken Geheimpolizei, der vom CIA 
aufgebauten SAVAK, und einer Ar- 
mee von 200 000 Mann, deren ein- 
zige Aufgabe die Liquidierung jeg- 
licher Oppositionen im Lande ist, 
hat der Widerstand gegen die Im- 
perialisten und ihre Lakeien im 
Iran nie aufgehört. 

Das Schah-Regime, das seine 
heutige Existenz vor allem den US- 
Imperialisten zu verdanken hat, 
versuchte, sich durch eine massive 
Propaganda eine gewisse Unter- 
stützung zu schaffen. Die sog. 
„Weiße Revolution" und bes. die 
.Agrarreform' waren Maßnahmen, 
die einerseits dazu bestimmt waren, 
die Rebellion der Bauernmassen zu 
beschwichtigen, andererseits die 
Kapitalisierung der Landwirtschaft 
und deren bessere Ausbeutung 
durch in- und ausländisches Kapi- 
tal zu ermöglichen. 

Nach 10 Jahren „Weißer Revolu- 
tion" müssen die Iraner mehr hun- 
gern als zuvor. Die „Frankfurter 
Rundschau" berichtete am 8. 7. 71: 
„Die Experten der UN-Organisa- 
tion für Ernährung und Landwirt- 
schaft (FAQ) errechnen, daß der 
Durchschnittsperser täglich 2400 
Kalorien zu sich nehmen sollte, um 
bei Kräften zu bleiben. In Wirk- 
lichkeit aber standen ihm vor drei- 
ßig Jahren bloß 2010, vor zwanzig 
Jahren nur noch 1811 und vor zwei 
Jahren sogar nur noch 1650 Kalo- 
rien zur Verfügung." 

Die offizielle Zeitung „Neuer 
Iran" mußte sogar melden: „Eine 
Untersuchung in einigen iranischen 
Provinzen hat ergeben, daß rund 
ein Drittel der Kinderpatienten an 
nichts ernsterem leidet als an Un- 
terernährung. Jedes zweite dieser 
Kinder starb binnen vierzehn Ta- 
gen nach der Einlieferung in das 
Krankenhaus." 

Dabei darf man nicht vergessen, 
daß die armen Bauernkinder nie 
ein Krankenhaus von innen sehen. 
In den süd-östlichen Provinzen Si- 
stan und Balutschistan mit 5 Müll. 
Einwohnern gibt es nur 61 Ärzte, 
41 Prozent der persischen Familien 
leben in einem Zimmer, 75 Prozent 
der Unterkünfte haben keinen 
Strom, 85 Prozent kein Wasser, der 
tägliche Fleischverbauch in Tehe- 
ran beträgt 43 Gramm pro 1000 
Mann. Der Schah wurde vor zwei 
Jahren von der UNESCO für sei- 
nen „Kampf" gegen den Analpha- 
betismus ausgezeichnet, obwohl im- 
mer noch mehr als 50 Prozent der 
Kinder keine Schule besuchen. 

Die von den Imperialisten gebau- 
ten Montagewerke für Konsumgü- 

ter und die von den US-Kapitali- 
sten und den Sozialimperialisten 
der UdSSR errichteten Agrarkom- 
plexe werden als Industrialisierung 
bezeichnet. Trotzdem steigt die 
Zahl der Arbeitslosen sowohl pro- 
zentual als auch absolut. 

Die Nixon-Doktrin (die Teilung 
der Verantwortung unter den Im- 
perialisten), die eine Folge der 
Schwächung der Imperialisten 
durch das Anwachsen der Befrei- 
ungskämpfe der unterjochten Völ- 
ker ist, erklärt die Rolle des Shahs 
in diesem Teil der Welt. 

Bei den OPEC-Verhandlungen 
machte die iranische Regierung den 

antwortung tragen. Für diese Auf- 
gabe wird es von allen Imperia- 
listen, auch der BRD und der 
UdSSR, mit Waffen beliefert. Die 
Bauern und Arbeiter, die eigentli- 
chen Opfer dieser Ausplünderung 
und Unterjochung, und die nationa- 
le Bourgeoisie, deren Existenz durch 
die Expansion des ausländischen 
Kapitals bedroht ist, sind sich in 
dieser Phase des antiimperialisti- 
schen Kampfes einig. 

Aus der Niederlage des Befrei- 
ungskampfes in den letzten zwan- 
zig Jahren hat das Volk gelernt, 
daß diese reaktionäre Gewalt nur 
durch einen revolutionären Volks- 

Der gemeine persische Blutsauger 

(Imperator persicus parasiticus) 

Vorschlag der ölgesellschaften zu 
ihrem eigenen und zog laufend ge- 
gen die radikalen Forderungen Al- 
geriens und Lybiens zu Felde. Wäh- 
rend die persische Propaganda den 
Schah als „Kämpfer gegen den Im- 
perialismus" feierte, billigte das 
Parlament seiner Majestät im Eil- 
verfahren einen $ 1 Mrd. Kredit 
zum Waffenkauf (die Zinszahlun- 
gen für diesen Kredit sind so hoch 
wie die Mehreinnahme aus dem 
ölgeschäft). Deutlicher als der 
Schah selbst kann man nicht wer- 
den: „Wir werden jeden Cent, den 
wir mehr am öl verdienen, in 
Amerika wieder ausgeben." (US- 
Femseh-Interview vom 23. 10. 69) 

Der Schah rechtfertigte die Waf- 
feneinkäufe folgendermaßen: „Falls 
die Situation in diesem Raum sich 
zu unseren Ungunsten ändert, müs- 
sen wir dafür sorgen, daß unsere 
Stärke wächst." Persien soll für 
diesen für alle Imperialisten le- 
benswichtigen Raum (60 Prozent 
der ölreserven der Welt) im Rah- 
men der Nixon-Doktrin die Ver- 

krieg zu besiegen ist. Die von der 
Befreiungsbewegung durchgeführ- 
ten Aktionen haben alle durch die 
Unterstützung der Bevölkerung Er- 
folg gehabt. Das Regime zeigt erste 
Anzeichen von Nervosität, Mini- 
ster wechseln, Offiziere werden ins 
Gefängnis geworfen, weil sie den 
Widerstand des Volkes nicht mehr 
ausreichend unterdrücken können. 

Unter diesen Umständen versucht 
das Schah-Regime, die 2500-Jahr- 
Feier als Beweis für seine Erfolge 
beim Aufbau des Landes und bei 
der Festigung seiner Macht hinzu- 
stellen. Längst haben aber die 
Volksmassen des Iran alle diese Lü- 
gen durchschaut und der Mythos 
von der allmächtigen SAVAK ist 
dahin. Diese Feier, die das Volk des 
Iran 1 Milliarde $ gekostet hat 
und dazu dienen sollte, die Macht 
des Feudalregimes über das Volk 
zu zeigen, hat tatsächlich die Wi- 
dersprüche im Iran verschärft und 
den faschistischen Charakter des 
Regimes noch offener klargestellt. 

Achten Sie 

auf 

Reihe Hanser 

Dylan Thomas, Abenteuer in Sachen Haut 
Band 71. Ca. 5.80 DM  
Wolf Wondratschek, Paul oder 
die Zerstörung eines Hörbeispiels 
Hörspiele. Band 72. Ca. 7.80 DM 
Richard Brautigan, 
Forellenfischen in Amerika 
Roman. Band 73. Ca. 7.80 DM 
Brecht-Chronik 
Daten zu Leben und Werk. Zusammengestellt 
von Klaus Völker. Band 74. Ca. 7.80 DM 
Helmut Ostermeyer, Strafunrecht 
Von der Sinnlosigkeit unserer Strafjustiz. 
Band 75. Ca. 7.80 DM 
Christopher Caudwell, 
Bürgerliche Illusion und Wirklichkeit 
Beiträge zur materialistischen Ästhetik. 
Band 76. Ca. 12.80 DM   
Uwe Brandner, Mutanten Milieu 
Bericht aus dem Land Asphalt &-Alphabet. 
Band 77. Ca. 7.80 DM  
Ulrike Prokop, 
Soziologie der Olympischen Spiele 
Sport und Kapitalismus. Band 78. Ca. 7.80 DM 
H. Afheldt/Ch. Potyka/Ph. Sonntag/ 
C. F. von Weizsäcker, 
Durch Kriegsverhütung zum Krieg? 
Die politischen Aussagen der Weizsäcker-Studie 
„Kriegsfolgen und Kriegsverhütung". 
Band 79. Ca. 5.80 DM ■ 
Wolf Lepenies, 
Soziologische Anthropologie 
Materialien. Band 80. Ca. 7.80 DM 
Peter Klein, Francos zweite Inquisition 
Spanien zwischen Folter und EWG. 
Band 81. Ca. 7.80 DM   
Pierre Hoffmann/Nikita Patellis, 
Demokratie als Nebenprodukt 
Versuch einer öffentlichen Planung. 
Band 82. Ca. 7.80 DM  
Godard/Kritiker 
Ausgewählte Kritiken und Aufsätze über Film 
(1950-1970). Band 83. Ca. 7.80 DM  
Alfred Schmidt, Geschichte und Struktur 
Fragen einer marxistischen Historik. 
Band 84. Cä. 5.80 DM 
In jeder Buchhandlung oder direkt vom 
Carl Hanser Verlag, 8 München 86, 
Kolbergerstr. 22, erhalten Sie den ausführlichen 
Sonderprospekt. 

Reifen-VornhaKÜ 

Reifenfachhändler 
Runderneuerungs- 

und Vulkanisierbetrieb 
Deta-Batterielager 

Sonderpreise!. Uni-Angehörige 

463 Bochum • Wittener Str. 449 
Fernruf 55 0368 

gegenüber Opel-Eingang I 

was ihr nicht wissen sollt 
Am 22. 9. fand in Bonn ein AStA-Vorsitzenden-Treffen statt, auf dem Aktionen des vds mit der 
CISNU (Konföderation iranischer Studenten) diskutiert werden sollten. In der Bundesrepublik 
hat sich unter der Schirmherrschaft von Heinemann ein „Ehrenkomitee der BRD zum 2500jäh- 
rigen Jubiläum der iranischen Monarchie" aufgetan, in dem neben Brandt, Scheel etc. jede 
Menge Industrielle sitzen. Vor diesem Hintergrund (die Feiern in Persien finden vom 13. bis 
18. 10. statt) wurde in Bonn diskutiert. 

Der große Streit im vds, hier wie 
sonst bestimmt durch die Spannun- 
gen zwischen Revisionisten und An- 
tirevisonisten, entspann sich an 
dem Punkte, wo festgelegt werden 
sollte, in welchem Rahmen sich der 
vds zu den Geschehnissen in Per- 
sien äußern sollte. Während wir 
Antirevisionisten darauf bestanden, 
der vds müsse sich im Rahmen ei- 
ner politökonomischen Analyse der 
Feier auch zum Besuch der Staats- 
oberhäupter in Persopolis äußern 
(wo dummerweise nämlich auch der 
Genosse Podgorny teilnimmt) wur- 
de das vom spartakusorientierten 
Flügel abgelehnt; angesichts der 
Vermittlungsschwierigkeiten des 
Podgorny-Besuches verständlich. 

Die Argumentation des sparta- 
kistischen Flügels, daß die Besu- 
che der Staatsoberhäupter nicht 
Gegenstand einer Einschätzung sein 
sollten, reichten von „der Sinnlo- 
sigkeit einer positivistischen Auf- 
zählung der teilzunehmenden 
Staatsoberhäupter" über Andeu- 
tungen einer „konsequenten Politik 
der friedlichen Koeristenz" bis zur 
unverhohlenen, weiter nicht be- 
gründeten Drohung, daß dann eben 
keine Aktionseinheit zustande 
kommen könne. 

Das Bemerkenswerte an dem Be- 
streben, den Besuch Podgarnys zu 
verschweigen, anstatt ihn zu be- 
gründen, liegt darin, daß bestimm- 
te Fakten einfach unterschlagen 
werden, sobald es schwierig wird, 
sie zu vermitteln, oder wenn sie 

letztlich gar nicht vermittelbar 
sind; es könnte das here Bild von 
der UdSSR erschüttert werden. 
Schließlich konnte man sich doch 
auf einen Kompromiß einigen, näm- 
lich daß der antirevisionistische 
AStA Gießen ein vds-press zu die- 
sem Thma — mit Einschätzung 
des Staatsoberhäuterbesuches — 
erstellt, das dann vor Drucklegung 
mit dem vds-Vorstand besprochen 
werden sollte. 

Und eben bei dieser Endreaktion 
schmiß der vds-Vorstand qua bü- 
rokratischen Aktes den Artikel 
hinaus. Ebenso ist eine Aktions- 
einheit mit der CISNU abgeblockt 
worden. 

Nach Aussagen der Revisionisten 
will die CISNU einen zweiten 
„2. Juni Berlin" heraufbeschwören, 
indem sie die Feierlichkeiten in der 
Botschaft in Köln nicht ungestört 
ablaufen lassen will. Solche unver- 
schämten Bemerkungen können 
nur ein Schlag ins Gesicht der Stu- 
dentenbewegung sein, wenn die 
antiimperialistischen Arbeiter und 
Studenten des 2. Juni als die ei- 
gentlichen Provokateure des De- 
sasters bezeichnet werden. 

Auf der letzten Zentralratssit- 
zung des vds, wo das Vorgehen des 
Vorstandes (die Stimmenverteilung 
war 3:1) von den ASten Göttingen, 
Tübingen, Gießen, Freiburg, Frank- 
furt und Bochum und ebenfalls 
seitens der CISNU auf schärfste 
kritisiert wurde, besaß der Vor- 
stand die Frechheit, durch einen 

GO-Antrag sein Vorgehen segnen 
zu lassen. 

Um diesen Beschluß zu verhin- 
dern — die Revisionisten sitzen 
dank raffinierter Personalpolitik 
im ZR mehrheitlich — zogen die 
antirevisionistischen Vertreter aus. 
Diese Politik des revisionistischen 
vds-Vorstandes, der sämtliche Fra- 
gen und Probleme ausklammert, 
die nicht unter den spartakisti- 
schen Kalauer „Für Mitbestim- 
mung — Gegen Rechts" unterzu- 
ordnen sind, die die Studenten für 
dumm verkaufen wollen und ih- 

nen Tatsachen vorenthalten wollen, 
muß bekämpft werden, indem po- 
litische und ideologische Auseinan- 
dersetzungen im vds ausgetragen 
werden (ebenso die Auseinander- 
setzung mit dem Spartakus hier an 
der Hochschule). 

Die oben genannten ASten (Bo- 
chum, Gießen, Frankfurt, Göttin- 
gen, Tübingen, Freiburg, Saar- 
brücken) werden das Papier des 
AStA Gießen selbst drucken und 
verteilen und zusammen mit der 
CISNU sich aktiv gegen die Feiern 
wenden, gegen ihre Verherrlichung 
auch in der BRD. 

Kommt zu den angekündigten 
Persienveranstaltungen: die Frech- 
heit, mit Berufung auf eine 2500- 
jährige Geschichte der Monarchie 
in Persien mit einer Feier aus tau- 
sendundeiner Nacht die Gewalt- 
herrschaft des Schahs auf Kosten 
des persischen Volkes zu verherr- 
lichen und dies auch noch parallel 
in der BRD zu feiern, kann nicht 
so von uns hingenommen werden! 

SO FEIERT DER SCHAH SEIN FEST! 

AEG 

(Deutsche Bank AG 

Mit deutscher Hilfe 
Seit die Invasion in der westafrikanischen Republik Guinea in 
der Nacht vom 21. zum 22. November 1970 scheiterte, erscheint 
Guineas Staatspräsident Sekou Toure in der bürgerlichen 
Presse, besonders in der BRD, als ein Psychopath, der sich 
immer neue Geschichten über eine angebliche Bedrohung sei- 
nes Landes ausdenkt und dabei sogar auf den ausgefallenen 
Gedanken kommt, „abenteuerliche Beschuldigungen" gegen 
die arme unschuldige BRD auszusprechen. 
Die Republik Guinea — so groß 
wie die BRD, 4 Millionen Einwoh- 
ner, reich an Bauxitvorkommen, 
die aber noch nicht voll ausgenutzt 
werden — war seit der Erlangung 
ihrer Unabhängigkeit am 2. 10. 58 
ein Störenfried im Konzept der im- 
perialistischen Mächte. Sie verwei- 
gerte die Teilnahme an der 
Communaute franco-africaine, mit 
deren Hilfe Frankreich seine ehe- 
maligen Kolonien weiter beherr- 
schen wollte, und schied 1960 aus 
der Franc-Zone aus. Hinzu kommt, 
daß sie die PAIGC (Afrikanische 
Partei für die Unabhängigkeit Gui- 
neas und der Kap Verdischen In- 
seln) unterstützt, die im benachbar- 
ten Guinea-Bissao kurz vor dem 
Sieg über die portugiesischen Ko- 
lonialherren steht. 

Es ist offensichtlich, daß Portugal 
ein Interesse an einem Umsturz in 
der Republik Guinea hatte. Portu- 
giesische Schiffe, portugiesische 
Offiziere und von ihnen ausgebil- 
dete Soldaten der portugiesischen 
Armee und Söldner führten die In- 
vasion aus. „Das Verfolgungsrecht, 
das nun die portugiesische Armee 
für sich beanspruchte, ist die gol- 
dene Regel der amerikanischen 
Strategie in Indochina" (P. Scholl- 
Latour in „Publik"). In der Tat. 
Und ebenso wie die US-Imperiali- 
sten durch die Bombardierung 
Hanois nicht den Kampf des viet- 
namesischen Volkes besiegen konn- 
ten, hätten auch die portugiesischen 
Kolonialherren den Kampf des 
Volkes von Guinea-Bissao nicht 
durch eine Einnahme Conakrys 
niederschlagen können. 

Aber Portugal ist nur der Hand- 
langer der großen imperialistischen 
Mächte, unter denen die BRD, be- 
sonders in Afrika, eine immer wich- 
tigere Rolle spielt. Diese Rolle hat 
sie auch bei der Invasion der Re- 
publik Guinea gespielt. Oder soll- 
ten 
# die Entdeckung einer Spionage- 
zentrale im Ausbildungszentrum 
des Bundesbürgers und ehemaligen 
SS-Angehörigen Seibold, 
# die Gewährung eines Kredites 
der BRD von 150 Millionen Dollar 
an die portugiesische Regierung 
wenige Tage vor der Invasion, 
# der Selbstmord des BRD-Bot- 
schafters in Lissabon, Schmidt-Ho- 
rix, wenige Tage nach der Invasion, 

# die Existenz des Zentrums der 
FNLG („Front National de Libera- 
tion de la Guince"), die „nichts als 
sich selbst vertritt" (Africasia), in 
der BRD 
lauter Zufälle sein? Die Interessen- 
lage der westdeutschen Imperiali- 
sten widerlegt eine solche Annah- 
me. Die BRD macht sich in immer 
stärkerem Maße die Rohstoffquel- 
len Afrikas zunutze und ist deshalb 
bestrebt, einen Sieg revolutionärer 
Bewegungen in Afrika zu verhin- 
dern. Deshalb 
# ist sie im Rahmen der NATO ei- 
ner der wichtigsten Lieferanten von 
Waffen, anderem Kriegsgerät und 
Geld für die Kolonialkriege Portu- 
gals in seinen Kolonien Angola, 
Mosambik und Guinea-Bissao, 
# versucht sie, über die „Entwick- 
lungshilfe" Einfluß besonders in 
den afrikanischen Staaten zu ge- 
winnen, die sich den Interessen des 
Kapitals nicht uneingeschränkt zu 
unterwerfen bereit sind wie Tansa- 
nia, Sambia, Republik Guinea. 

Die NATO hat neuerlich ihr star- 
kes Interesse an der Kap-Route be- 
kundet. Auf dem Wege nach Süd- 
afrika sind die Kap Verdischen In- 
seln und Angola wichtige Stütz- 
Stützpunkte. „Die Freiheit und Un- 
abhängigkeit der Länder Westeuro- 
pas wird nicht nur im eigentlichen 
Europa entschieden, sondern eben- 
so in Afrika. Das ist der Grund, 
warum wir Guinea verteidigen 
müssen. Sicher in unserem eigenen 
Interesse, aber ebenso im Interesse 
Westeuropas und selbst Amerikas" 
(Marcelo Caetano, portugiesischer 
Ministerpräsident). Deshalb soll 
verhindert werden, daß 
# die Republik Guinea ihren po- 
tentiellen wirtschaftlichen Reich- 
tum weiterhin dem Zugriff der Im- 
perialisten zu entziehen versucht, 
# die PAIGC, unter deren Füh- 
rung der Sieg des Volkes von Gui- 
nea-Bissao über die portugiesischen 
Kolonialherren unmittelbar bevor- 
steht, die NATO von den Kap Ver- 
dischen Inseln vertreibt. 

Die Invasion in Guinea ist ge- 
scheitert. Es ist einmal mehr deut- 
lich geworden, daß die Imperiali- 
sten ihre Kräfte zu Rückzugsgefech- 
ten sammeln. Sie werden den revo- 
lutionären Befreiungskampf nicht 
aufhalten. R. S. 

SPITZELSAUE 
Mancher wird sich an die Nacht- und Nebelaktion vor drei Jah- 
ren erinnern, als der südkoreanische Geheimdienst 16 Süd- 
koreaner aus der BRD verschleppte. Die Entführten wurden da- 
mals wegen angeblicher Kontakte zu Nordkorea zu Todes- bzw. 
hohen Zuchthausstrafen verurteilt. Dies ist nicht verwunderlich: 
In Südkorea ist sogar jeder Briefkontakt mit dem Norden ver- 
boten; wer die Wiedervereinigung fordert, wandert in den Kerker. 
Die Militärdiktatur des ehemaligen 
Generals Pak Chung Hee sorgt im 
Auftrag der US-Besatzungsmacht 
mit allen schäbigen Mitteln für 
Ruhe und Ordnung im Lande; je- 
der Versuch einer Opposition wird 
brutal unterdrückt, so etwa die 
Studentendemonstrationen vor den 
letzten Scheinwahlen im April. 

Diese Wahlen waren dermaßen 
manipuliert, daß 1 Millionen Stim- 
men zuviel gezählt wurden! Das 
Resultat: 20 Prozent der „Parla- 
mentarier" sind Generale; Bauern 
und Arbeiter, also 90 Prozent der 
Bevölkerung, sind überhaupt nicht 
vertreten. 

Va der Einwohner Südkoreas sind 
arbeitslos; das für die Entwicklung 
des Landes dringend benötigte Geld 
verschlingt die ungeheure Rüstung, 
das Expeditionskorps für Südviet- 
nam und vor allem der riesige Po- 
lizei- und Spitzelapparat. 

Auch in der BRD (die, wen wun- 
dert's, zu Südkorea ebenso gute Be- 
ziehungen hat wie zu Südvietnam, 
Indonesien, Griechenland usw.) 
entfaltet der südkoreanische Ge- 
heimdienst wieder spürbare Akti- 
vitäten, die von der Bonner Bot- 
schaft aus gesteuert werden; zudem 
mehren sich Anzeichen dafür, daß 
Karateschulen u. ä. dieser Gestapo 
als Stützpunkte dienen. 

Durch massive Bespitzelung wer- 
den die etwa 10 000 Südkoreaner in 
der BRD (Krankenschwestern, 
Bergarbeiter, Studenten) derart 
terrorisiert, daß sie praktisch in 
völliger Isolation leben müssen und 
keinem ihrer Landsleute trauen 
können. 

Ein Erlebnis besonderer Art hat- 
ten am Freitag, dem 24. 9., ca. 50 
Mitglieder der SAG und des Deut- 
sch-Koreanischen Solidaritätsko- 
mitees, als sie während einer Kara- 
tevorführung in der Ruhrland-Hal- 
le, bei der auch Vertreter der Bot- 
schaft anwesend waren, gegen die 
Tätigkeit der südkoreanischen Spit- 
zelsäue in der BRD protestierten. 
Die Aktion, die lediglich informie- 
ren sollte und nicht als provokati- 
ve Störung gedacht war, verlief 
turbulent. 

Kaum waren die mitgebrachten 
deutschen und koreanischen Flug- 
blätter verteilt worden, kaum war 
ein Transparent mit der Aufschrift 
„Nieder mit der Pak Chung Hee- 
Diktatur" entrollt, als eine Gruppe 
koreanischer Geheimdienstschläger 
blitzartig die Genossen mit Stöcken 
und Karatehieben angriff, wobei 
ein Genosse brutal zusammenge- 
schlagen wurde. Da man es einfach 
nicht für möglich gehalten hatte, 
daß dieses faschistische Pack die 
Dreistigkeit haben würde, vor ca. 
1000 deutschen Zuschauern ihre üb- 
len Methoden offen anzuwenden, 
wurden die Genossen überrumpelt 
und mußten sich aus der Halle zu- 
rückziehen. 

Die Aktion wurde dann aber in- 
sofern noch ein Erfolg, als nach 
Schluß der Veranstaltung ein 
schnell erstelltes neues Flugblatt an 
viele Besucher verteilt werden 
konnte und sich mehrere Gruppen 
bildeten, in denen die Vorfälle des 
Abends diskutiert wurden. 

Die Kindertagesstätte an der 
Ruhr-Universität Bochum sucht 

Diplompsychologen (-in) 

in Halbtagstätigkeit. 

Erwartet wird Erfahrung in der Entwicklungspsychologie. 
Geboten werden leistungsgerechte Bezahlung, 

eventuelle Unterbringung der Kinder. 

Bewerbungen sind zu richten an: 

Akademisches Förderungswerk 

an der Ruhr-Universität 
4630 Bochum-Querenburg, Lennershofstraße 64 

Ruf: 71 26 95 / 96 
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Neuer 

Assistenten- 

Vorstand 
Seit dem 1. Oktober amtiert ein 
neuer Assistentenvorstand. Eine 
Nachwahl war notwendig, weil 
mehrere Vorstandsmitglieder ihr 
Amt niedergelegt hatten. Die neu- 
en Vorstandsmitglieder sind Mül- 
ler (Vorsitzender), Fräulein Becker, 
Blanke, Dannhauer, Frau Hämmel- 
mann, Pasierbsky und Schnoor. 

Die Zusammenarbeit zwischen 
Studenten und Assistenten hat im 
Sommersemester etliches zu wün- 
schen übriggelassen. Der Grund da- 
für ist wohl nicht zuletzt darin zu 
suchen, daß nach der ersten Ak- 
tionsrats-Euphorie während der 
UP-losen Zeit die Assistenten sich 
im Sommersemester mit voller 
Kraft der Arbeit im Universitäts- 
parlament widmeten. Während der 
Semesterferien gelang es, die Ban- 
de wieder etwas fester zu knüpfen. 

Es bleibt zu hoffen, daß die As- 
sistenten ihre theoretische Erkennt- 
nis, daß die Studenten ihre natür- 
lichen Bündnispartner sind, endlich 
praktisch umsetzen! 

Kaufen Sie 
Tobak • Zeitungen 
Spirituosen 
Lebensmittel 
Brot + Backwaren 

JrinkhaUe Kotthoff 
(Mensaparkplatz) 
Neu: 

ßusfahrkarten aller firf 

Profs betrügen Profs 

Diejenigen, die geglaubt hatten, daß nach den vergangenen Skandalen um die Berufungspolitik 
in der Abt. VIII (Sozialwissenschaft) jetzt endlich die Zukunft studentischer und assistentischer 
„Mitbestimmung" angebrochen sei, sollten sich jetzt endgültig desillusionieren lassen! Was den 
Senat am 30. 9. 1971 beschäftigte — der universitären Öffentlichkeit allerdings bisher verschlos- 
sen blieb — könnte man schlicht den „Dritten Niedergang des E. Pankoke (Papalekas-Schü- 
ler)" nennen. Man muß diesen neuerlichen „Vorfall" reaktionärer Machtpolitik im Zusammen- 
hang mit personeller Neuordnung in der Abt. VIII sehen. 

Die professorale Fraktion um Pa- 
palekas hat den Weggang eines 
doch recht „stimmtreuen Kollegen 
zu beklagen: Friedrich Landwehr- 
mann. Lipp, ebenfalls PapalekasT 
Schüler, geht nach Aachen, um sich 
dort einem weiteren „Re"-Habili- 
tationsverfahren zu unterziehen. 

Somit scheinen sich zum ersten- 
mal seit Jahren im Kreise der Ha- 
bilitierten („engere Fakultät") an- 
dere Abstimmungsverhältnisse 
„einzuschleichen". 

Von daher gilt es für Papalekas 
mit anderen Mechanismen, als je- 
nen „formal-demokratischen Gre- 
mienentscheidungen" seine reaktio- 
näre antistudentische Machtpolitk 
zu verwirklichen; und das er dies 
ungestört macht; selbst hinter dem 
Rücken seiner „liberalen" Kollegen 
— beweist folgender Vorgang: 
fb Mit der Zielprojektion Pankoke, 
dem letzten „echt" Getreuen „so- 
zialwissenschaftlicher Papalektik" 
in jedem Falle eine H-3-Stelle zu 
verschaffen, wurde bereits vor Zei- 
ten versucht, eine H-2- in eine H- 
3-Stelle umzuwandeln. Damals 
scheiterte es jedoch am Nichtvor- 
handensein einer solchen Stelle. 
0 Ein zweiter Versuch, Pankoke 
ohne Berufung auf eine schon vor- 

handene H-3-Stelle zu „hieven", 
gedieh bis zum Senat, scheiterte je- 
doch an den drei Berufungskrie- 
terien des Ministeriums für Wissen- 
schaft und Forschung: 
a) öffentliche Ausschreibung 
b) Bildung einer Berufungskom- 

mission 
c) Vermeidung von Hausberufun- 

gen 
# Diesmal versuchte man, zumin- 
dest ein Kriterium formal einzu- 
halten. Die sogenannte „erweiterte 
Fakultät" beschloß auf ihrer letzten 
Sitzung die öffentliche Ausschrei- 
bung einer H-3-Stelle. 

Dabei ereignete sich ein freilich 
peinlicher Zwischenfall: 
E. Pankoke stand plötzlich von sei- 
nem Sitz auf und wollte den Raum 
mit der tiefsinnigen Begründung 
verlassen, „diese H-3-Stelle sei ja 
schließlich nun für ihn da; es möge 
von daher gleich über seine Person 
verhandelt werden; er wolle for- 
maler Weise den Raum verlassen. 

Die Ausschreibungskriterien 
wurden auch prompt auf Pankoke 
zugeschnitten: Verwaltungssoziolo- 
gie und Geschichte der Soziologie, 
öffentlich ausgeschrieben wurde le- 
diglich in der Zeitung „Die Zeit" 
vom 2. - 313. Beworben hatte sich 

selbstverständlich nur Pankoke. 
Gutachten hatte er selbst bereits 
vor der Ausschreibung der Stelle 
eingeholt, und zwar von: Papale- 
kas, Mackensen, Landwehrmann 
und Kesting. 

Nur so — also lediglich ohne 
Auftrag der Fakultät — lediglich 
mit einem „Imperativen-Papalc- 
kas-Mandat" versehen, wanderte 
Dekan Herdcr-Dorneich am 30. 9.71 
in den Senat. 

Nachdem die Assistentenschaft 
und die Studentenschaft im Senat 
interveniert hatte, ging der An- 
trag selbst im Gelächter der Sena- 
toren unter. 

Für die Studenten, Assistenten 
und den Teil der Professoren, die 
diese Art von Machtpolitik nicht 
unterstützen wollen, sollte jetzt 
einmal klar und deutlich formuliert 
werden: Mit der Gruppe der Do- 
zenten um Papalekas, Herder- 
Dorneich usw. ist in keinster Wei- 
se eine Zusammenarbeit möglich; 
diese Sorte von „Demokraten" 
macht ihre „Politik" hinter dem 
Rücken der Öffentlichkeit, in „Wi- 
derstandsbünden" wie der „Bund 
Freiheit der Wissenschaft", die Do- 
zentenschaft der RUB etc. R. T. 

Uni-Partnerspiel 

Bald werden auch in Bochum end- 
lich TWEN-Verhältnisse herrschen: 

Die Fachschaft Physik bereitet 
in Zusammenarbeit mit dem Stu- 
dienbüro und dem Rechenzentrum 
ein (kostenloses) Partnerspiel für 
alle Frustrierten bzw. neugierigen 
Studentinnen und Studenten an der 
RUB vor. 

Wer mitspielen will, muß seine 

Neigungen, Interessen, Fähigkeiten, 
Wünsche, Träume ... auf einem 
Polaritätsprofil (Wahlmöglichkei- 
ten bei den vorgeschriebenen Fra- 
gen zwischen 1 und 9) ankreuzen. 
Diese Daten werden in den Uni- 
Computer gesteckt, der für alle 
Mitspieler die jeweils 10 geeignete- 
sten Partner heraussucht. 

Obwohl man starke Bedenken 

wegen Art der Fragen und Com- 
puterprogrammierung äußern 
könnte: Tausende von Studentin- 
nen und Studenten, die mit 10 
Adressen durch die Uni rasen um 
den Traum fürs Leben bzw. Bett 
zu suchen, wären schon ein her- 
vorragender Spaß. 

Näheres demnächst in der BSZÜ! 

links 
Sozialistische Zeitung 

bringt monatlich auf etwa 24 Seiten 
Aktionsmodelle, 
Beiträge zur sozialistischen 
Theorie und Strategie, 
Berichte aus der Linken 
international. 
„links" ist illusionslos, 
undogmatisch - 
eine Zeitung für Theorie der Praxis 
und für Praxis der Theorie. 
Einzelpreis DM 1.20 
Bezugspreis, jährlich, DM 15.—. 
Probenummern bei 
Sozialistisches Büro, 
605 Offenbach 4, Postfach 525. 

Probenummer anfordern bei 
Sozialistisches Büro, 
605 Offenbach 4, Postfach 591 

Psychoterror 

Zum Semesterende ließen vier Professoren der Abt. SoWi eine 
Bombe platzen: Sie kündigten jegliche Zusammenarbeit mit 
dem Fachschaftsrat auf — namens der „engeren Fakultät", 
einer rechtlich nicht existierenden Kungelgruppe um den 
„schwarzen Dekan" der Abteilung, Johannes Chr. Papalekas. 

Am 7. 7. wurde im Namen dieser 
ominösen Gruppe eine Presseerklä- 
rung, veröffentlicht, in der der FR, 
der aus Mitgliedern der Roten Zel- 
le des KSB/ML, der SAG und des 
SHB zusammengesetzt ist, aufs 
wüsteste beschimpft wurden. 

Es war die Rede von „Psychoter- 
ror", „öffentlich und anonym ge- 
äußerte Drohungen, Einbruch- und 
Einschüchterungsversuchen", „tele- 
fonischen Morddrohungen", „An- 
drohung von Gewalt". Außerdem 
wurden dem FR u. a. unterstellt, 
Türen und Schränke aufgebrochen 
und Angestellte bedroht zu haben. 
Unterzeichner dieser Erklärung wa- 
ren: Herder-Dorneich (Dekan), Pa- 
palekas (schwarzer Dekan), Weber- 
Schäfer und Willms. 

Der FR wies unverzüglich die in 
der Professoren-Erklärung enthal- 
tenen Unterstellungen zurück und 
charakterisierte sie als einen wei- 
teren Versuch, im Zuge der herr- 
schenden Verbotshetze gegen sozia- 
listische Gruppen diese zu Krimi- 
nellen abzustempeln. 

Die bürgerliche Presse in Bo- 
chum nahm sich der haltlosen Be- 
schuldigungen mit Freuden an, wo- 
bei sich die Tendenz der Berichter- 
stattung in den Schlagzeilen treff- 
lich widerspiegelte: „Wir stehen 
unter Psychoterror" (WAZ), „Pro- 
fessoren wehren sich gegen Terror" 
(Ruhr-Nachrichten), „Mordversuch 
an Prof. Papalekas?" (Westfälische 
Rundschau). 

Die Ereignisse überschlugen sich. 
Anläßlich einer Besetzung des Fa- 
kultätsraums, bei der die Unter- 
zeichner der Presseerklärung zu 
dieser Stellung beziehen sollten, 
was sie nicht taten, stellte der FR 
fest, daß die Professoren offensicht- 
lich nicht in der Lage seien, irgend- 
welche Beweise für ihre absurden 
Behauptungen zu erbringen: „Ziel 
einer solchen konzentrierten Hetz- 
kampagne ist es, die .öffentliche 
Meinung' auf ein baldiges Verbot 
fortschrittlicher Studentengruppen 
und sogenannter .maoistischer' Be- 
triebsgruppen in der BRD vorzube- 
reiten." 

Am 15. 7. erhoben die Mitglieder 
des FR SoWi eine Verleumdungs- 
klage gegen die vier Unterzeichner 
der Presseerklärung. Die öffentli- 
che Verhandlung über diese Klage 

findet am 12. Oktober statt; inte- 
ressierte Studenten werden dort 
sicherlich staatsbürgerlichen An- 
schauungsunterricht erhalten. Die 
Beklagten ließen sich für diesen 
Termin ausnahmslos entschuldigen 
— wegen unaufschiebarer ander- 
weitiger Verpflichtungen (Weber- 
Schäfer beispielsweise forscht in 
Griechenland). 

Die politische Polizei blieb un- 
terdessen nicht untätig, besonders 
das Informationsorgan „SoWi-Info", 
das der FR und die Rote Zelle her- 
ausgeben, hat es ihr angetan. Der 
Gipfel der Kollaboration von Uni- 
versitätsverwaltung und politischer 
Polizei, schon lange personifiziert 
durch „Uni-Verwalter" Steuermann, 
der eifrig Zuträger und Handlanger 
für das 14. K. spielt, ist die Tatsa- 
che, daß die Adressen der studen- 
tischen Vertreter der Abt. SoWi den 
Popos von der Universität mitge- 
teilt wurden. 

Kommilitonen, macht euch ein 
paar schöne Stunden, geht mal wie- 
der zum Gericht. Prozeß gegen Her- 
der-Dorneich, Papalekas, Weber- 
Schäfer und Willms am 12. Okto- 
ber um 10 Uhr im Landgericht Bo- 
chum. 

„Reformkatastrophe" 

Es hat sich wohl inzwischen an der RUB rumgesprochen, daß Herr Faillard 
(Rektor) in den letzten Tagen seiner Amtszeit Tilman Westphalen, den ehe- 
maligen Vorsitzenden der Bundesassistentenkonferenz als wissenschaftlichen 
Assistenten gefeuert hat und ihm nur noch ein halbes Jahr ein Gnadenbrot 
als Angestellter gewähren will. 
Westphalen muß man natürlich voll darin unterstützen, daß er sich weigert, 
sich nach einer mehr als anachronistischen Habilifationsordnung zu habilitie- 
ren. Und daß er jetzt für zeitlichen Aufwand als auch inhaltliche Tätigkeit 
seiner hochschulpolitischen Arbeit bestraft werden soll, kann auch Faillard 
nicht verhehlen. Die Assistentenschaft befürchtet nun eine Säuberungswelle 
bei den unbequemen Assistenten. Die „Reform '-Bemühungen um z. B. Habi- 
litationsordnungen haben einen starken Rückschlag erlitten. 

Aus etwas anderer Sicht sieht die- 
se Entlassung allerdings noch viel 
schlimmer aus: Die Gewerkschaft 
Erziehung und Wissenschaft be- 
dauert, daß die Aktion gegen einen 
Praktiker demokratischer und tole- 
ranter hochschulpolitischer Ausein- 
andersetzung Wasser ist auf die 
Mühlen der Extremisten, die nicht 
die Hochschulreform, sondern die 
revolutionäre Veränderung der 
Gesellschaft wollen. Der GEW ist 
wohl voll darin zuzustimmen, daß 
die Reformpolitk ä la Tilman West- 
phalen gescheitert ist. 

Die gutwilligen Reformer müs- 
sen sehen, daß sie mit ihrem illu- 
sionären Rcformismüsglauben an 
eine „demokratische Hochschule" 
gescheitert sind. Die Macht der 
Großindustrie und der Ministerial- 
bürokratic als deren Handlanger 
lassen eben nicht zu, daß irgend- 

eine gesellschaftliche Institution 
gegen ihre Interessen verändert 
wird. 

Und was können die Assistenten 
lernen? Über den Fall Westphalen 
wird das Gericht in Gelsenkirchen 
entscheiden. Doch sie müssen den 
Lernprozeß durchmachen, daß sie 
in vollem Vertrauen auf die lang- 
samen Verbesserungen nicht wei- 
ter kommen. Nur in einem engen 
Bündnis mit der Studentenschaft — 
nicht in ständischem Interesse, son- 
dern in dem der Bevölkerung — 
können sie für eine gesellschaft- 
liche Veränderung kämpfen. 

Die Reformfäden im Marionet- 
tentheater des Kapitals reißen 
leicht; der Reformkasper Westpha- 
len ist runtergefallen. Nur der Zu- 
sammenschluß an der Basis kann 
solche „Pannen" verhindern. 

Uber 15000 
Studentinnen und Studenten wer- 
den sich zu Beginn des WS auf der 
immer Noch-Baustelle Ruhr-Uni- 
versität zurechtfinden müssen. 
Diese Zahl war noch vor drei Jah- 
ren die Planer-Zahl für den End- 
ausbau der Universität. Trotz des 
erst vor einem halben Jahr erfolg- 
ten Umzugs der Geisteswissen- 
schaftler in die „großzügigen" G- 
Gebäude gibt es auch dort jetzt 
schon wieder überfüllte Bibliothe- 
ken, keine Plätze mehr in Semina- 
ren und Kursen . . . von den Park- 
plätzen einmal ganz zu schweigen. 

Die Folgen dieser Studentenla- 
wine wird mit ziemlicher Sicher- 
heit eine Numerus-Clausus-Lawine 
sein, die die aufgebrochenen Ge- 
schwüre der Bildungsplanungsfeh- 
ler zudecken soll. 

Bis gestern abend meldeten sich 

von den 12 U80 Studierenden des 
SS schon 7 322 zurück, 665 exmatri- 
kulierten sich. Und 2 336 Studien- 

anfänger und Uniwechsler schrie- 
ben sich neu ein. Macht bislang 
schon bei Halbzeit 8 993. - 

Ihre Kommilitonen können es bestätigen ... 

Reparaturen an allen fluhs 

schneit 

C. M. Schötteldreier 

4630 BOCHUM 

Herner Straße 107 

Telefon 1 4336 

Service 

Verkauf 

Ersatzteillager 

Wir reparieren - und tauschen nicht nur aus! 

studentische AGs 
Im Anschluß an die Kritik der Vorlesung „Einführung in das 
öffentliche Recht" hat sich an der Abteilung VI auf Initiative des 
Fachschaftsrats Jura die Staatsrechts-AG gebildet. Die Gruppe 
berichtet an dieser Stelle über ihre Erfahrungen beim Aufbau 
und bei der politischen Arbeit der Staatsrechts-AG: 
„Einige Genossen waren ständig in 
diese Vorlesung („Einführung in 
das öffentliche Recht") gegangen 
und hatten in Zusammenarbeit mit 
Erstsemester-Jura-Studenten Dis- 
kussionsbeiträge, Statements u. A. 
ausgearbeitet. Aus diesem Anlaß 
konstituierte sich bereits eine AG 
aus der Einsicht, die Kritik an die- 
ser durchweg formal juristisch ge- 
haltenen Vorlesung vertiefen und 
die methodische Alternative zur 
Vorlesung überhaupt aufzeigen zu 
müssen. Nur konsequent, daß der 
weitere Schritt die institutionelle 
Absicherung einer solchen AG hei- 
ßen mußte 

Zunächst wurde das Votum der 
Vollversammlung für ein solches 
Unterfangen eingeholt. Mit diesem 
Votum und einer detaillierten Glie- 
derung des Inhalts der AG gingen 
die Vertreter des Fachschaftsrates 
in die Fakultätssitzung. Nun ist die 
Fakultät freilich ein beispielhaftes 
Gremium für die Praxis bürgerli- 
cher Demokratie — Zusammenset- 
zung: 20 Profs, 2 Assistenten und 
2 Studenten. 

Bei der Forderung um eine AG 
mit dem Anspruch der Vermittlung 
sozialistischer Inhalte sahen dann 
natürlich auch die liberalen Profs 
rot und den Wissenschaftspluralis- 
mus, der sich auch ihren Vorstel- 
lungen nur innerhalb der Unklar- 
heit der bürgerlichen Wissenschaft 
bewegen darf, aufs Tiefste gefähr- 
det. Symptomatisch der „liberale" 
Prof. v. Münch: „Ja aber, wenn es 
eine .linke' AG geben soll, dann 
muß doch auch der andere (f. d. 
G. o = freiheitlich demokratische 
Grundordnung) Standpunkt in ei- 
ner AG vertreten werden." 

Also bekamen wir eine halbe 
Hiwi-Stelle, für die andere AG gin- 
gen die Exponenten der bürgerli- 
chen Ideologieverbreitung unter ih- 
ren Knechten auf die Suche und 
hatten schnell die passenden Leute 
gefunden. Jedenfalls hielten wir 
im Sommersemester unsere AG un- 
ter kollektiver Leitung ab. 

Die Auseinandersetzung trat in 
ihre zweite Etappe, als wir für das 
W. S. 71/72 zwei AG begleitend zur 
Vorlesung forderten. Wieder ertön- 
ten die Klagelieder vom Wissen- 
schaftspluralismus, aber zunächst 
schien es so, als wenn der Dekan, 
Professor Rudolf, unsere Forderun- 
gen unterstützen würde. Man be- 
schloß in der Fak-Sitzung Anfang 
Juli, daß man die Hiwi-Stellen bis 
zum 30. Juli ausschreiben würde, 
und die Bewerbungen der Fach- 
schaftsvertreter sollten als bereits 
eingegangen gelten. 

Na ja, und dann kamen die Se- 
mesterferien, von deren Nachteilen 
für die politische Arbeit auch die 
RotZeR nicht ganz unbetroffen war. 
In Abwesenheit der Studenten wur- 
de der Beschluß der Fakultät ein- 
fach umgestoßen. Auf eindringliche 
Intervention der Profs v. Münch, 
Martens und Erichsen wurde die 
Bewerbungsfrist bis zum 15. Sept. 
verlängert — das ging natürlich 
einfach so ... 

Dann wurden die Bewerber (in- 
zwischen ca. 20) aufgefordert, ihre 
Scheine — diese „Schein—Qualifi- 
kation — einzureichen, danach wür- 
de man die Auswahl schon treffen. 
Also nichts von der Berücksichti- 
gung der Tatsache, daß sich die 
Vertreter des Fachschaftsrates be- 
reits in die Materie eingearbeitet 
hatten, ihr Programm detailliert 
vorgelegt und einen Erfahrungsbe- 
richt der AG im SS erstellt hatten. 
Einfach dreist und unverschämt, 
dieses Verfahren!! Bei Berufungen 
beurteilt man schließlich auch nicht 
nach dem „Großen öffentlichen" — 
wie dieses Qualifikationspapier in 
der jurastudentischen Fachsprache 
heißt. 

Auch war eine nachträgliche In- 
tervention beim Dekan nicht mehr 
möglich: Er war auf Reisen, zu wel- 
chem Zweck auch immer. Das vor- 
liegende Ergebnis: Als Folge der 
Initiative des FR sind nun vier AG- 
Leiter benannt, darunter nur ein 
einziger von dem FR vorgeschlage- 
ner. Dieses Ergebnis ist als Rück- 
schlag unserer Politik zu bezeich- 
nen, bedeutet es doch zumindest 
eine vorläufige Stagnation im 
Kampf um das soz. Studium an der 
Abteilung VI. Einziger Lichtblick: 
Die stud. AG-Leiter werden erst- 
malig Anfänger-Sitzscheine ausge- 
ben dürfen. Das bedeutet aber ins- 
gesamt für uns nur, daß wir den 
Kampf verstärkt mit mehr Druck 
von der Basis her weiterführen 
müssen, nur Gremienarbeit und 
Vermittlung des in dem Gremium 
Erreichten an die Studenten muß 
scheitern. 

Diese Konsequenz wird um so 
notwendiger, als der jetzige Dekan 
— immerhin noch ein Liberaler — 
sich sehr konkret mit dem Gedan- 
ken trägt, nach Mainz abzuwan- 
dern und dann droht uns ein De- 
kan aus dem in unserer Abteilung 
so reichhaltigen Bestand an Rechts- 
konservativen und Reaktionären. 
Aber wir werden auch diese Her- 
ausforderung annehmen und rich- 
ten schon jetzt den Apell an die 
Studenten insbesondere der Abtei- 
lung VI, den Kampf des FR aktiv 
und wirksam zu unterstützen. 

Industrieboß als Prof 
Welche Funktion die Industrie dem Studium der Sozialwissen- 
schaft beimißt, wird durch die geplante Ernennung des Herrn 
von Beckerrath, im Hauptberuf Personalchef des Chemiekon- 
zerns Bayer, in der Abt. Sowi deutlich, von Beckerrath, bisher 
Lehrbeauftragter für Betriebssoziologie und Personalwesen, 
wird nun unversehens Honorarprofessor. Das Interesse der Abt. 
Wirtschaftswissenschaft, die in ihren Räumen die Deutsche Ge- 
sellschaft für Unternehmensforschung beherbergt, gibt dem Fall 
den nötigen Pfeffer. 
Die Illusion, Sozialwissenschaft in 
der BRD sei kritische Wissenschaft, 
entlarvt sich als Geschwätz, wenn 
im genannten Fall die Koopera- 
tionspartner des Herrn von Becker- 
rath nennt: Griechenlandfreund Pa- 
palekas und Auftragsforscher Land- 
wehrmann. Letzterer arbeitet Ana- 
lysen für den Ruhrsiedlungsver- 
band und andere einträgliche Pro- 
jekte aus. Daß dies auch in den 
Räumen der RUB mit billigen stu- 
dentischen Arbeitskräften ge- 
schieht, wundert nicht. 

Von Beckerrath fügt sich harmo- 
nisch ein in alle übrigen Formie- 
rungsbestrebungen an der Abt. So- 
Wi. Die Propagierung des Studien- 
ganges „Wirtschaft und Verbände" 
durch Prof. Herder-Dorneich („Ver- 
bände-Philipp"), Mitinhaber des 
katholischen Verlags Herder, zer- 

störte die letzten Illusionen dar- 
über, in wessen Interesse und wel- 
che „kritische" Wissenschaft all die- 
se Herren lehren. 

Wissenschaft wird „wertfrei" zur 
Legitimierung der Interessen einer 
kleinen radikalen Minderheit von 
Kapitaleignern funktionierbar ge- 
macht. Der Verwertungsprozeß der 
Wissenschaft im Dienste des Kapi- 
tals kann kaum offensichtlicher 
zum Ausdruck kommen. Wissen- 
schaft als sogenannter herrschafts- 
freier Dialog und Versuch einer 
Wahrheitsfindung wird zur Farce. 
Die Verwandlung der Sozialwissen- 
schaft von einer kritischen, im Sin- 
ne von Marx die Gesellschaft ver- 
ändernden Kraft, in eine das Sy- 
stem stabilisierende Sozialtechnik, 
ist einsichtig. Herr von Beckerrath 
ist nur ein Beispiel. 
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BAFöG: Was tun? 

Die vielen Papiere, Formblätter, Merkblätter etc., die z. Z. 
jedem bisherigen Honnef-Empfänger ins Haus flattern, erwek- 
ken den Eindruck, als sei es mit ungeheuren Komplikationen 
und einem enormen Papierkrieg verbunden, an das nach 
BAFöG gezahlte Geld zu kommen. Im Grunde ist die Ge- 
schichte aber ganz einfach. Zur Verdeutlichung hier noch 
einmal die einzelnen Schritte, die zu unternehmen sind. 
Voraussetzung für die Gruppe von Antragstellern: 
1. Ein am 30. 9. gültiger Honnef-Bescheid von 1971, in dem Förderung 

bis einschließlich Dezember 1971 gewährt wird. 
2. Auszufüllen ist das Formblatt Ü 2, das allen bisherigen Honnef- 

Empfängern zugestellt wurde. Er ist innerhalb von 3 Wochen nach 
' Erhalt, einzureichen. 

3. Ist das Formblatt Ü 2 fristgerecht , eingereicht worden, erhalten die 
Betroffenen bis zum 31. 3. 1972 eine Förderung in der gleichen Höhe 
wie bisher nach dem Honnefer Modell. 

4. Für eine Förderung ab 1. 4. 1972 sind die ebenfalls schon zugestell- 
ten Formblätter 1—5 ausgefüllt einzureichen (endgültiger BAFöG-An- 
trag). 

5. In einem früheren Schreiben des Akafö wurde von jedem Honnef- 
Empfänger ein Konto erfragt, auf das der Förderungsbetrag nach 
BAFöG in Zukünft eingezahlt wird. 

Studienanfänger . 
Diejenigen, die jetzt zum WS 71/72 ihr Studium aufnehmen, müssen, 
wenn sie Ausbildungsförderung erhalten wollen, zum Akademischen 
Förderungswerk, Baracke 4, gehen (Sprechstunden: Mo. u. Do. von 
8.00 — 13.00 Uhr). Dort erhalten sie einen BAFÖG-Antrag, der aus 
5 Formblättern besteht. Dieser Antrag ist ausgefüllt und vollständig 

: beim Akafö einzureichen (Anträge sind auch im AStA, Baracke 1, Zim- 
mer, 17, erhältlich. 
Für alle Antragsteller gilt, daß Einkommens- und Vermögenserklärungen 
auf der Grundlage des Jahres 1969 abzugeben sind. Sollten noch 
irgendwelche Unklarkeiten oder Fragen bestehen, so steht das Sozial- 
referat '(Baracke 1, Zimmer 14) für Auskünfte zur Verfügung:. 

Studienkreis Film 
Mittwoch, 13. 10. 

Carlo Lizzani 
MÖGEN SIE IN FRIEDEN RUHN 
Italo-Western BRD/Italien 1966 

Mittwoch, 20. 10. 
(statt 20.30 Uhr noch 20 Uhr!!!) 
A. Laven 
ALS JIM DOLAN KAM 
Erster Film der Serie „Der mo- 
derne Western" USA 1967 

Donnerstag, 21.10. 
David Larcher 
MARE'S TAIL 
Underground GB 1969 
Internationales Forum 
des Jungen Films Berlin 1971 

Vom Besuche dieses dreieinhalb- 
stündigen Monstrums können wir Ih- 
nen nur dringend abraten. Sie werden 
fluchend den Saal verlassen nach zehn 
Minuten. Sie wollen etwas SEHEN 
(eine Vielfalt kontrastreicher, praller, 
konturierter Bilder, die sich in logi- 
scher Folge gegenseitig abwechselnd 
und mit Musik und Inhalten und Dia- 
logen ausstaffiert sind). Sie wollen 
nicht nur ETWAS, sondern VIEL se- 
hen, wollen Spannung durch Aktion 
fühlen: Bleiben Sie zu Hause. 

Hier gibt es nichts zu sehen: Der 
Film ist von einer stofflichen Armut 
ohnegleichen. Die Realität der Gegen- 
stände ist bis zur letzten Schatten- 
haftigkeit verdünnt, die Farben zum 
Hauch ihrer selbst ausgewaschen. 

Jweils um 18 und 20.30 Uhr in 
HZO 20 
(Hörsaalzentrum Ost, Saal 20, Signa- 
turfarbe des Hörsaals: Blau, Eingang 
unten links.) 

Verkehrschaos an der RUB 
Nicht immer herrscht so eine heile 
Welt bei offener Parkschranke wie 
auf dem nebenstehenden Bild: 
@ Die Parkplatzsituation zum 
Wintersemester wird katastrophal; 
die wenigen Plätze um die G-Ge- 
bäude können die Autos der dort 
10 000 Studierenden nicht verkraf- 
ten. 
# Der Autostrom auf den vollge- 
stopften Straßen bringt leider nicht 
nur die kleinen Blechschäden: In 
den letzten Monaten wurden auf 
dem Universitätsgelände mehrere 
Personen von Autos schwer ver- 
letzt, einige starben im Kranken- 
haus!!! 
® Doch die Schuld liegt nicht nur 
bei den beteiligten Unvorsichtigen: 
Die Kennzeichnung der gefährli- 
chen Kreuzungen läßt mehr als zu 
wünschen übrig. Erst nach einem 
tödlichen Unfall ließ Kanzler Seel 
die Kreuzung bei MA richtig si- 
chern. 

Wie viele tödliche Unfälle muß 
es noch geben, Herr Seel, bevor 
der Gefahrenpunkt bei MC ent- 
schärft wird? 
@ Auch vor der Jjnivejsitä). hat die 
Straßenbaubehörde mehrere Särge 
reserviert: Müssen erst wieder eini- 
ge Menschen sterben, bevor die — 
jetzt umgebaute — S-Kurve vor 
IB verkehrssicher wird? 

I Starker 
BausteUenverkehr 

I 
Benutzung 0 

i * 

Auf zur neuen Unisatzung I 
Die Verfassung der Ruhr-Universität 
— erst 1969 verabschiedet, um dem 
Hochschulgesetz zu entgehen — liegt 
in den letzten Zügen. Rektor Faillard 
meint bereits, daß es wohl sehr 
schwierig sei, noch eine Öffnungs- 
klausel zu erreichen. Selbst UP-Vor- 
sitzender Gralher, der qua Amt zu den 
Verteidigern jener Verfassung gehören 
müßte, glaubt, daß es nun wohl sinn- 
voller sei, nach dem Hochschulgesetz 
eine neue Satzung zu verabschieden. 

In der nächsten BSZ werden wir in 
einem ausführlichen Artikel auf die 
Verfassungsproblematik an der RUB 
eingehen — bisherige Gremienarbeit, 
Staatskommissar, professorales Macht- 
zentrum Senat, neue Univerfassung ... 
Die Arbeit in Gremien — auch der 
reaktionäre Kampf des aufgescheuch- 
ten Senats (s. Bild) — wird immer 
sinnloser, da die wichtigsten und letz- 
ten Entscheidungen in Düsseldorf ge- 
fällt werden. 

N. C. 

Wenn eine Abteilung glaubt, sie 
habe nicht mehr genug Arbeits- 
plätze, muß sie nach einem vorge- 
schriebenen Verfahren Zulassungs- 
beschränkungen beantragen. Die 
Bochumer Abteilung für Biologie 
hat ein solches Verfahren nicht ein- 
gehalten. 

Fazit: Bei den Biologen darf es 

keine Zulassungsbeschränkungen 
geben: 

Wer diese Rechnung aufstellt, hat 
sie ohne das Wissenschaftsministe- 
rium gemacht: In ministeriellen Er- 
lassen wird formvollendet, aller- 
dings unzuverlässigerweise nach 
dem Hochschulgesetz das für Bo- 
chum noch nicht gilt, ein numerus 
clausus angeordnet. 

Club Liberitas 
BOCHUM - NORDRING 65 - TELEFON 1 67 35 

Nicht- 
mitgl. Stud. 

Sa., 9. 10. 71 
20.00 Uhr 
Sa., 16.10.71 
20.00 Uhr 

Sa., 23.10. 71 
20.00 Uhr 

VICTORY STREET SWING ORCHESTRA 
Dixieland und Swing 4,— 2,50 
PAP'S GROOVE, Düsseldorf 
featuring Albrecht Claudi, Gitarre 
Pop Jazz, Rhythm & Blues 4,— 2,50 
HORST STEFFEN SOMMER, Berlin ' 
„Horror-Hits und liebe Lieder" 5,— 3,— 

VORANKÜNDIGUNG: FRANZ JOSEF DEGENHARDT, 18. Nov. 1971, In 
der Ruhrland-Halle Bochum. — Einheitspreis auf allen Plätzen DM 5,—. 
Vorverkauf bereits im Club, im Verkehrsverein und in der Kunst- und 
Bücherscheune. 
Mittwochs von 17.00 bis 19.00 Uhr KOSTENLOSE BERATUNG 
FÜR WEHRUNWILLIGE 
Der Club Liberitas ist täglich ab 19.00 Uhr für jedermann geöffnet. 
Die Galerie SPEKTRUM ist montags bis freitags von 15 bis 19 Uhr 
geöffnet! 

Korrigiertes Fazit: In Bochum 
werden Biologen nicht zugelassen. 
Nach Auskunft des Rektors ist die- 
ses Verfahren zwar nicht ganz ast- 
rein, doch wer will schon einen 
langen Prozeß riskieren? 

Moral: Das Wissenschaftsministe- 
rium (und das Rektorat, welches 
nichts unternimmt) scheut sich 
nicht, die noch nicht rechtmäßigen 
Formierungsmaßnahmen schon in 
Bochum anzuwenden. 

schallplatten 
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Notwendiger 

Nachruf 
Der Perfektionismus des Appa- 
rats, der Menschen, auch wenn 
sie Persönlichkeiten waren, aus- 
tauschbar und ersetzbar erhält, 
verhindert, daß Sie, unser Publi- 
kum, bemerken können, ob je- 
mand fehlt. 

Herr Erich Kamp, Hausmeister 
des Gebäudes NA starb nach 
kurzer Krankheit am 22. August 
1971 im Alter von 38 Jahren. 

Der Studienkreis Film betrauert 
den Tod eines seiner besten Vor- 
führer, des Mannes, der seit Be- 
stehen des Filmclubs immer be- 
reit war, uns Hilfe zu leisten, zu 
raten, und der uns und unseren 
Zielen, auch uns privat, oft seine 
Freizeit zur Verfügung stellte. Na- 
türlich ist sein Platz im Gebäude 
schon neu besetzt, auch unsere 
Technik wird und muß weiter 
funktionieren. Gerade deshalb 
glauben wir sagen zu sollen, wie 
sehr uns der Tod dieses Mannes 
betroffen hat, daß er uns fehlt als 
Berater und Freund. 

Für Studienkreis Film 
K. Mo 

die Win!er-/Jmhjahrspr0spekte 

1971/1972 sind da! 

Skireisen für jeden Geschmack, 

Kurzreisen in beliebte Weltstädte, 

preiswerte Fernreisen 

und verbilligte Flüge und Bahnfahrten. 

Prospekte, Beratung und Buchung bei: 

Studenten-Reisedienst Bochum 

463 Bochum, Lennershofstraße 55 
(hinter der Mensa, Baracke 9) Tel. 71 39 80 

INSTITUT FÜR KONTAKTLINSEN 

Kleinstlinsen 
angenehm zu tragen 

unsichtbar - unzerbrechlich 
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BAFöG - geschädigt 

,,. . . und sollen sich unter BAFÖG nicht schlechter stehen als 
unter Honnef . . Das ist ein scheinheilig frommer Wunsch 
oder Zynismus der Bundesbürokratie. Die Fakten sehen an- 
ders aus. 
Ich, ehemals Honnef-Empfänger, 
interessierte mich näher für meine 
Zukunft als BAFöG-Geschädigter. 
Aufgrund der behördlich zugelasse- 
nen Tatbestände hätte mein Vater 
mir einen „Finanzierungsbeitrag" 
von ca. 200 DM pro Monat zahlen 
müssen, den er aber wegen weite- 
rer, allerdings behördlich nicht ap- 
probierter Sachverhalte nicht zah- 
len kann. So wurde ich zum sozia- 
len Härtefall unter Honnef und — 
kam in den Genuß des Existenz- 
minimums: 400 DM Honnef (BSZ- 
Redakteure kriegen immerhin 
133,33 DM im Monat). 

Nach groben Schätzungen des 
AkAFö ging es etwa einem Zehntel 
aller Honnef-Empfänger ähnlich. 
Auch sie bleiben in Zukunft „sozia- 
le Härtefälle"; nur sehen die Reak- 
tionen der Bundes- und Landesvä- 
ter jetzt anders aus: Die Differenz 
zwischen dem BAFöG-Höchstsatz 
von 420 DM und dem nach Maßga- 
be des BAFöG ermittelten Förde- 
rungssatzes wird yom Land als 
Stipendium vergeben. Es besteht 
jedoch leider kein Grund zur Freu- 
de, denn das Land behält sich vor, 
dieses Stipendium von den Unter- 
haltsverpflichteten einzuklagen. Es 

ist also anzunehmen, daß auch die 
Reaktion der Väter in Zuknft an- 
ders aussehen wird. 

Will man jedoch aus irgendwel- 
chen Gründen (z. B. weil man die 
finanzielle und soziale Lage des 
Elternahauses kennt — im Gegen- 
satz zu den Behörden, die über den 
Dingen stehen, weil sie nicht in ih- 
nen sind), nicht, daß gegen die pro- 
zessiert wird, die schon immer Mü- 
he hatten, ihrem Sprößling ein 
Studium zu ermöglichen, so bleibt 
nur der Weg über ein Darlehen. 

Der Erwerb einer Studienmög- 
lichkeit bringt also den eines finan- 
ziellen Klotzes am Bein mit sich. 
Die Studienmöglichkeit unterliegt 
also, sofern sie auf diesem Wege 
erheischt wird, einer erheblichen 
Restriktion und Repression, denn 
es bleibt nur noch der Weg in einen 
einträglichen Beruf, der notwendig 
ist, um diese Wohltat wieder gut zu 
machen (Restriktion). Andererseits 
sind solche Berufe selten. Erreicht 
werden können sie nur durch exzes- 
sive Qualifikation, d. h. Leistungs- 
terror und bedingungsloser Anpas- 
sung. Von der Freiheit der Berufs- 
wahl kann also nur noch als Witz 
die Rede sein. 

Zurück ins Elternhaus? 
Glaubt man aber, man könne sich 

einen „akademischen Freiraum" 
verschaffen, indem man sich einen 
Job sucht, sein Studium selbst teil- 
finanziert, so ist auch hier dafür 
gesorgt, daß der unterprivilegierte 
Student voll aufs Gesicht schlägt: 
der behördlich zugelassene Neben- 
verdienst beträgt 125 DM pro Mo- 
nat, sofern BAFÖG nicht voll ge- 
zahlt wird. Egal wieviel oder wie- 
wenig Förderung der Arme erhält. 
Aber: Arbeit, die nicht besteuert 
und damit nicht aktenkundig wird 
und obendrein ein Studium neben- 
her ermöglicht, ist schon seit lan- 
gem nicht in ausreichender Zahl zu 
finden. In der Zukunft wird es noch 
viel schlimmer aussehen. Bleibt al- 
so nur noch der Weg zurück ins 
Elternhaus. 

In diesem Falle würde der För- 
derungshöchstsatz 340 DM betra- 
gen, wenn die Eltern am Studien- 
ort wohnen, bzw. 370 wenn sie 
außerhalb des Studienortes ansäs- 
sig sind. Aber auch dann werden 
nur 370 DM gezahlt, wenn die 
Fahrkosten 30 DM oder mehr be- 
tragen, also: faktisch 340 DM. Dies 
ist aber schon der „günstigste" al- 
ler Fälle, nämlich der, daß die fi- 
nanzielle Lage der Eltern so be- 
schissen ist, daß BAFöG voll ge- 
zahlt wird. 

BAFöG bedeutet also ein Zuneh- 
men des prozentualen Anteils an 
Fahrstudenten, der Jetzt bereits bei 
50 Prozent liegt. 

Der permanente Aufenthalt im 
Elternhaus hat folgende Folgen: a) 
wird das Studium durch z. T. lange 
Anfahrwege erheblich erschwert, 
b) rekrutieren sich die Geförderten 
aus der sozialen Mittelschicht, in 
der bekanntlich ein ausgeprägtes 
Leistungs- und Aufstiegsdenken 
grasiert. Die staatlich organisierten 

Repressionen werden so flankiert 
durch diese Mittelstandsideologie, 
die ohnehin erzwungene Integra- 
tion in die bestehende Gesellschaft 
wird, wie die Praxis zeigt, oft zur 
Aufstiegsmanie gekoppelt mit einer 
Fehleinschätzung der realen Mög- 
lichkeiten. Die Folge ist c) emanzi- 
patorische Interessen und Möglich- 
keiten werden abgewürgt; der so- 
ziale Zusammenhang ist erfah- 
rungsgemäß nicht zu unterschätzen, 
er determiniert, besonders in dem 
geschilderten Beispiel, nahezu 
nahtlos und vollkommen die Le- 
benspraxis der Opfer. 

Soweit die subjektive Zukunfts- 
perspektive der Betroffenen; sie ist 
gewiß nicht vollständig. Die sub- 
jektiven Möglichkeiten einer Ver- 
änderung der herrschenden Zu- 
stände ist auf der ganzen Linie 
mehr als dürftig. Geht man davon 
aus, daß ca. 40 Prozent der RUB- 
Studenten durch Honnef gefördert 
werden, daß von diesen 4800 Stu- 
denten aber nur etwa 480 vom 
BAFÖG in Sachen „Ermessensent- 
scheid" betroffen werden, also gan- 
ze 4 Prozent und geht man ferner 
davon aus, daß von diesen Leuten 
kaum einer gelernt hat, solidarisch 
zu handeln, so ist die politische 
Perspektive von diesem Gesichts- 
punkt her auch beschissen. 

BAFöG treibt die „sozialen Här- 
tefälle" mittels staatlicher Sanktio- 
nen dahin, wo sie hergekommen 
sind, indem ihre Bildungschancen 
direkt an ihren bisherigen sozialen 
Status gekettet werden, statt ihnen 
die Ausbildung zu erleichtern. Es 
fördert nicht nur die Ausbeutung 
im bestehenden System, sondern 
auch die geistige und psychische 
Ausbeutung. Zunächst werden die 
Minderheiten exemplarisch geprü- 
gelt. 

Ausprobieren! 

Zungenmilder Pipe Tobacco. 
6 Pröbchen gratis. 

Einfach Postkarte an 

37 
Tobacco 

83 Landshut, Postfach 568 

Die nächste BSZ am 21. 10. 71 

mit Anfänger-Sonderseite 

Allerdings kann bei den Schülern 
und Fachhochschülern schon nicht 
mehr von Minderheiten die Rede 
sein: dort werden schätzungsweise 
sechzig und mehr Prozent durch 
Honnef gefördert. Der prozentuale 
Anteil der Härtefälle, die durch Er- 
messungsentscheid gefördert wer- 
den, ist auch erheblich höher. Hier 
liegt das unmittelbare Solidarisie- 
rungspotential, wenn auch mit Ein- 
schränkungen, weil die Studenten 
technischer Studienzweige in der 
Regel unpolitisch sind und sich 
vom zugesicherten Wohlstand und 
von der Aufstiegsideologie Sand in 
die Augen streuen lassen. 
Chancengleichheit 
ein Witz? 

Die offiziell immer noch vertre- 
tene Ideologie von der Gleichheit 
der Bildungschancen besitzt nach 
wie vor Gläubiger, besonders im 
Kreise der nicht Informierten und 
Desinformierten. Wie am Beispiel 
BAFöG gezeigt werden sollte, be- 
steht diese Gleichheit jedoch de- 
facto nicht. Wer nicht auf Förde- 
rung angewiesen ist, 'wird es in Zu- 
kunft auch nicht sein. Wer das Pech 
hat, der Masse der Unterprivili- 
gierten anzugehören, wird in Zu- 
kunft zwischen zwei Übeln wählen 
dürfen: einem entbehrungsreichen 
Studium an der Uni oder einem 
nicht minder üblen Studium, ge- 
kettet an das traute Heim, mit all 
dem, wovon sich zu emanzipieren 
man gute Gründe hätte. Die Bil- 
dungschancen und die Möglichkei- 
ten ihrer Realisierung werden noch 
stärker kontrolliert als sie es ohne- 
hin schon waren. Die Milieuabhän- 
gigkeit wird für die Emanzipa- 
tionswilligen zur sozialen und fi- 
nanziellen Repression. 

Die sozialstaatliche Maßnahme 
BAFöG erschwert tatsächlich die 
Klassenmobilität, behauptet aber 
das Gegenteil. Die Einsicht in die- 
sen Widerspruch ist ein Aspekt der 
Politisierung. Die Entpolitisierung 
und Heranbildung eines Fachidio- 
tentums ist aber von der Konzep- 
tion des BAFöG her eine wesent- 
liche Implikation. Der ideologische 
und finanzielle Druck im Eltern- 
haus geht in schöner Harmonie 
Hand in Hand mit den Reglemen- 
tierungsmaßnahmen im univer- 
sitären Bereich. Die Begrenzung 
der Studienzeit und Verschulung 
des Studiums, alles unter der Ober- 
aufsicht eines Förderungsreferen- 
ten, ist ein Instrumentarium der 
Herrschenden, mißliebige (insbe- 
sondere politisch engagierte Stu- 
denten) durch Sanktionen auszu- 
schalten. Wer mehr wissen will als 
er wissen darf, wird im Sinne der 
Chancengleichheit in der Bildung 
von derselben ausgeschlossen. 

Der formierende Charakter des 
BAFöG im Ausbildungsbereich ist 
offensichtlich: er legt die herr- 
schenden Interessen frei. Eindi- 
mensionales Wissen, die Unfähig- 
keit, es als solches erkennen zu 
können (lernen, nicht forschen! 
heißt die Parole). Die fugenlose In- 
tegrierbarkeit der so unterwiese- 
nen ins herrschende System zeigt, 
daß das BAFöG gewiß nicht dazu 
beitragen will, das Bewußtsein der 
Auszubildenden zu fördern, es will 
die Klassenlage nicht begreifen, 
sondern verschleiern helfen. 

ENGLISH BLEND 
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Woher kommt das Elend? 
Wir gehen davon aus, daß das 
Elend der kapitalistischen Gesell- 
schaft in dem Grundwiderspruch 
zwischen Lohnarbeit und Kapital 
besteht. Dieser äußert sich darin, 
daß ein minimaler Teil der Bevöl- 
kerung (die Kapitalistenklasse) im 
Besitze der Produktionsmittel ist, 
während die überwiegende Mehr- 
heit der Bevölkerung gezwungen 
ist, ihre Arbeitskraft zu verkaufen, 
weil sie sonst nichts besitzt, wo- 
von sie leben kann. 1,7 Prozent (der 
Bevölkerung d. V.) besitzen 1960 
bereits 70 Prozent des produktiv 
genutzten Vermögens in privater 
Hand. 

Während der Staat im Konkur- 
renzkapitalismus die Funktion hat- 
te, diese Eigentumsverhältnisse mit 
physischer Gewalt abzusichern (Po- 
lizei, Militär, Verwaltung) (Nacht- 
wächterstaat), hat sich seine Rolle 
im Spätkapitalismus entscheidend 
geändert. Mit dem Erkennen, daß 
Krisen im Kapitalismus nicht zu- 
fällig sind, die die Entwicklung der 
kapitalistischen Gesellschaft nur 
aufhalten, sondern im System 
verankert sind, d. h. direkt aus der 
Produktionsweise entspringen, 
spielte die Bourgeoisie dem Staat 
eine neue Rolle zu, nämlich quasi 
als „Gesamtkapitalist" Verschär- 
fungen solch krisenhafter Entwick- 
lungen durch Eingriffe in ökonomi- 
sche Bereiche (Subventionen, So- 
zialpolitik, Konzertierte Aktion 
usw.) aufzufangen oder zu ver- 
schleiern. 

Da aber nicht nur der unmittel- 
bare Produktionsbereich durch die 
Interessen der Kapitalistenklasse 
bestimmt wird, sondern alle Berei- 
che des gesellschaftlichen Lebens | 

Eigentum an den Produktionsmit- 
teln und bestimmen, wie und was 
produziert wird (Diktatur des Pro- 
letariats). Diese Umwälzung und 
somit Beseitigung des Grundwider- 
spruchs kann nur vom Proletariat, 
bedingt durch seine Stellung im 
Produktionsprozeß, getragen wer 
den. 

Da dieser Widerspruch sich äußert 
in seiner unmittelbarsten Form in 
der Produktion, aber die Totalität 
der menschlichen Lebensverhält- 
nisse im Kapitalismus und damit 
auch den Bereich der Ausbildung 
bestimmt, kann der Kapitalismus 
deshalb nicht allein durch die Ent- 
faltung der Fabrikkämpfe und die 
Abschaffung des Privateigentums 
an Produktionsmitteln überwunden 
werden, sondern in jeder Phase des 
Klassenkampfes muß dieser auf 
die Totalität der gesellschaftlichen 
Verhältnisse bezogen werden. D. h.: 
er muß auch in allen Bereichen ge- 
führt werden. Sozialistische Orga- 
nisationen müssen heute auch Pro- 
bleme wie Umweltverschmutzung; 
Wohnverhältnisse und Bildungs- 
chancen aufnehmen und in den Zu 
sammenhang mit dem Privateigen- 
tum an Produktionsmitteln stellen. 
Es ist eine Verkürzung, wenn man 
glaubt, daß sie sich nur in der Ver- 
änderung der Eigentumsverhältnis- 
se manifestiere. 

Die Frage nach den politischen 
Prioritäten, die immer wieder dazu 
führt, daß der Kampf in den Be- 
trieben eine entscheidende Bedeu 
tung gewinnt, darf uns nicht die 
Augen vor der gesamtgesellschaft- 
lichen Perspektive verschließen. Die 
Reduktion des antikapitalistischen 
Kampfes auf die Form des juristi- 

hier an der RUB . . . 

von diesen erfaßt werden, muß der 
Staat in dieser neuen Rolle (Krisen- 
management zur Absicherung der 
Herrschaftsverhältnisse) auch auf 
Gebieten wie z. B. dem Ausbil- 
dungssektor im Auftrage des Kapi- 
tals intervenieren. 

Aus der Erkenntnis, daß HSG, 
HRG, BAFöG etc. nicht isoliert be- 
trachtet werden können, folgt, daß 
diese Maßnahmen seitens des Ka- 
pitals nicht isoliert bekämpft wer- 
den können. Daraus ergibt sich die 
Notwendigkeit eines antikapitali- 
stischen Kampfes, da die Wider- 
sprüchlichkeit im Ausbildungswe- 
sen erst im Verlaufe der Klassen- 
kämpfe und mit dem siegreichen 
Ende im Sozialismus stattfinden. 

Die entscheidende Veränderung 
der Gesellschaft ist die Umwälzung 
der Produktionsverhältnisse, d. h. 
die Produzenten (Arbeiter) haben 

sehen Eigentumsverhältnisses kann 
in seiner Konsequenz nur in einem 
Sozialismus ä la DDR oder Sowjet- 
union enden. 

Dort behauptet man den Sozialis- 
mus verwirklicht zu haben, sobald 
die Produktionsmittel nicht mehr 
von Privateigentümern, sondern 
vom Staat kontrolliert werden. So- 
zialismus heißt aber, die politische 
Artikulation der Massen und die 
direkte Verfügungsgewalt über die 
Produktionsmittel zu gewährlei- 
sten, heißt die Warengesellschaft 
und die mit ihr verbundenen For- 
men der Lohnarbeit aufzuheben, 
heißt die Trennung von Hand- und 
Kopfarbeit und die kapitalistische 
Arbeitsorganisation abzuschaffen, 
heißt eine Ausbildung zu schaffen, 
die die Fähigkeiten der Menschen 
allseitig entwickelt. 

Um die gegenwärtige Bildungs- 
politik zu begreifen und zu erklä- 
ren, muß man ihre historische Ent- 
wicklung analysieren. Da hinwie- 
derum Bildungspolitik eine Politik 
des Angebots an qualifizierten Ar- 
beitskräften darstellt, soll zunächst 
kurz die ökonomische Entwicklung 
in der BRD seit '45 skizziert wer- 
den. Hieraus wird sich dann die 
Entwicklung des Arbeitskräftebe- 
darfs ableiten lassen. 

Nach '45 fand das Kapital eini- 
germaßen günstige Startbedingun- 
gen vor. Im Kriege modernisierte 
und rationalisierte Produktionsan- 
lagen standen teils noch zur Verfü- 
gung, teils konnten neue aufgrund 
des Zuflusses an ausländischem Ka- 
pital (Marshallplan) erstellt wer- 
den. Zudem wartete ein leergefeg- 
ter Markt auf Sättigung. Ein gro- 

ßes, bereits mit den nachgefragten 
Qualifikationen ausgestattetes Ar- 
beitskräfteangebot stand einer klei- 
nen Arbeitskräftenachfrage gegen- 
über. Die Folge: ein im Vergleich 
zu anderen Ländern recht niedriger 
Lohnsatz. Ein Großteil des erwirt- 
schafteten Mehrwerts konnte wie- 
der investiert werden. 

Im Laufe der Jahre wurde das 
Arbeitsangebot aufgesogen. Eng- 
pässe auf dem Arbeitsmarkt gab es 
bis '61 (Mauerbau) infolge des Zu- 
stroms an Fachkräften aus der DDR 
kaum, so daß es zu einem 
Wachstum bei Vollbeschäftigung 
kam. Die Folgen der Knappheit an 
entsprechend qualifizierten Ar- 
beitskräften, der Uberproduktion 
(= Ubersättigung von Märkten) 
und der zunehmenden internatio- 

nalen Konkurrenz kulminierten in 
der Krise von '66/67. 

Eine erste Reaktion breiter Be- 
völkerungsschichten erfolgte in der 
Beteiligung an der Kampagne um 
die Notstandsgesetze, dann eine 
zweite — speziell der Arbeiter —- 
massiver in den Septemberstreiks 

Berufsangebots und der prinzipiell 
nur kurzfristigen Prognostizierbar 
keit der Berufsnachfrage. Daher 
kam es, daß die Universität in ih- 
rer Struktur noch nicht geändert 
wurde. Das war im übrigen auch 
deswegen nicht möglich, weil eine 
Umstrukturierung mit beispielswei- 
se örtlicher Aufgabenteilung eine 

. . . die pennenden Studenten . . . 

'69. Die durch Investitionsanreize 
(Sonderabschreibungen etc.), Inte- 
grationstendenzen („konzertierte 
Aktion") und Konzentrationsanstö- 
ße für das Kapital (Verdoppelung 
der meldepflichtigen Großfusionen 
seit '68) bestimmte SPD/FDP-Wirt- 
schaftspolitik stellt sich als Krisen- 
management dar. 

Zur Zeit scheint wieder eine Kri- 
se ihrem Höhepunkt zuzusteuern, 
was sich äußert in einer Beschnei- 
dung des Exportmarktes (US-Zölle 
infolge der §-Krise), Kurzarbeit 
wird eingeführt, offensive Perso- 
nalpolitik der Arbeitgeber", Ver- 
suche der Illegalisierung von 
Streiks, Schiller agiert wieder kon- 
zertiert: Wirtschaftspolitik als Ver- 
waltung des Chaos. 

Im Rahmen dieser Entwicklung 
gewann die Bildungspolitik — ver- 
standen als Arbeitsangebotspolitik 
— zunehmend an Wichtigkeit. (Hier 
zeigt sich im übrigen, daß das „freie 
Spiel von Angebot und Nachfrage" 
reine Ideologie ist. Denn hier plant 
der Nachfrager das Angebot: Bil- 
dungspolitik wird im Interesse des 
Kapitals betrieben. 

Die Geschichte der Bildungspoli- 
tik nach '45 gliedert sich nun in 
drei Phasen. Nach Kriegsende fand 
die Produktivitätssteigerung ( = 
Qualifizierung der Produktionsmit- 
tel und der Arbeitskräfte) in einem 
so geringen Maße statt, daß die 
Universität vorwiegend als Ausbil- 
dungsstätte der bürgerlichen Elite 
und in geringerem Maße als Pro- 
duktionsstätte von unmittelbar ver- 
wertbarer und systemstabilisieren- 
der Wissenschaft noch nicht ange- 
tastet, noch nicht umstrukturiert zu 
werden brauchte. Als sich zu An- 
fang der 60er Jahre die ersten Eng- 
pässe auf dem Arbeitskräftemarkt 
bemerkbar machten, erwies es sich 
als notwendig, dort längerfristig zu 
planen. 

Die Bildungspolitik trat in ihre 
erste Phase. 1960 empfahl der Wis- 
senschaftsrat aufgrund von Trend- 
extrapolationen den Hochschulen 
Kapazitätserweiterungen. Hier 
äußerte sich erstmals die Hilflosig- 
keit einer Bildungsplanung im ka- 
pitalistischen System, die den Wi- 
derspruch zu lösen hat zwischen der 
Langfristigkeit einer Planung des 

Zentralisation der Planung erfor 
derlich gemacht hätte, die zu dieser 
Zeit wegen des eifersüchtigen Wa- 
chens der Länder über ihre Kultur- 
hoheit noch völlig undenkbar war. 

In einer zweiten Phase erwies es 
sich als notwendig (auch aufgrund 
der Fehlkalkulationen des Wissen- 
schaftsrates), die Universität nach 
den Prinzipien der optimalen Be- 
triebsgröße zu durchforsten. In die- 
sem Zeichen standen auch vorge- 
nommene strukturelle Änderungen. 
Mit diesen Bemühungen ging ein- 
her der Versuch einer Disziplinie- 
rung der Studenten (Ordnungs- 
recht), quasi die Unterwerfung der 
Bertiebsangehörigen unter den Be- 
triebs„zweck". In diesem Stadium 
setzte die Studentenbewegung ein. 
Allerdings sah sie noch nicht, daß 
dies primär eine Form der Unter- 
werfung der Universität durch das 
Kapital war, sondern sah diese Un- 
terwerfung personifiziert und im 
wesentlichen begründet in der 
Selbstherrlichkeit der (feudalen) 
Ordinarien und richtete entspre- 
chend ihren Kampf aus. Kurzfristig 
liefen abei die Interessen von Stu- 
dentenbewegung und Kapital in der 
Zerschlagung der Ordinarienherr- 
schaft parallel. 

In der dritten Phase wird zum 
ersten Male versucht, die Lösung 
des oben angedeuteten Wider- 
spruchs zu finden und zur Anwen- 
dung zu bringen. In einer noch un- 
ter der Großen Koalition vorberei- 
teten Grundgesetzänderung wurde 
die Bildungsplanung faktisch zen- 
tralisiert (Bund-Länder-Kommis- 
sion) als Voraussetzung einer Struk- 
turänderung. Verschiedene, bereits 
in enger Zusammenarbeit mit der 
Industrie im vorparlamentarischen 
Raum werkelnde Bildungspla- 
nungsorganisationen schwenkten 
ebenfalls auf den neuen Kurs (Wis- 
senschaftsrat, Deutsche Forschungs- 
gemeinschaft). Seit etwa 2 Jahren 
werden die neuen Vorstellungen — 
gewonnen in Gesetzen — in die 
Wirklichkeit umgesetzt. Unter den 
neuen Gesetzen, die wir teils schon 
haben, die noch teils auf uns zu- 
kommen werden, sei das Hoch- 
schulrahmengesetz herausgegriffen, 
das die Trends der 3. Phase deut- 
lich erkennen läßt. 

Was soll das Hochschulrahmengesetz? 
Sein Charakter als Bundesgesetz 

spiegelt wider 
* die Zentralisation der Planung, 

notwendige Bedingung für eine 
„Effizienz" des Hochschulsektors. 
Der Widerspruch zwischen langfri- 
stiger Planung und kurzfristiger 
Berufsnachfrage wird dadurch „ge- 
löst", daß im Rahmen der „Inte- 
grierten Gesamthochschule" (IGH) 
„aufeinander bezogene" Studien- 
gänge angeboten werden, die es er- 
lauben, leichter das Fach zu wech- 

genanntes „Lernenlernen") als Vor- 
bereitung dafür, bei der künftigen 
prinzipiellen Unsicherheit des Ar- 
beitsplatzes sich dem Bedarf ent- 
sprechend selber umschulen zu 
können. Das bedeutet: 

* Flexiblität der Studiengänge 
und Flexiblität des Ausgebilde- 

ten. 
Wer meint, damit seien wesentli- 

che Voraussetzungen für ein eman- 
zipatives Studium gegeben, ver- 
kennt, daß sich kapitalistische Aus- 

sein und/oder Studienbausteine zu- 
sammenzusetzen zu verschiedenen 
Berufsausbildungen (sogar später 
einmal zu Berufen, die es jetzt noch 
gar nicht gibt), wobei es wichtig ist, 
daß die Weichen für einen bestimm- 
ten Beruf noch relativ spät gestellt 
werden können. Dazu kommt die 
Tendenz, den Studenten hauptsäch- 
lich das Lernen beizubringen (so- 

bildungspolitik den Bedingungen 
der Profitsicherung für das Kapi- 
tal unterzuordnen hat. Folgerichtig 
ist das im Gesetz berücksichtigt: 
Um die Ausbildungskosten nicht zu 
hoch steigen zu lassen (sie vermin- 
dern stets den Mehrwert des Ka- 
pitalisten) und die potentiellen Ar- 
beitskräfte nicht der Verwertung 
durch das Kapital zu lange zu ent- 
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ziehen (trotzdem sind bis 1985 Gast- 
arbeiter noch fest eingeplant: s. 
Bildungsgesamtplan), ist für die 
Masse der Studenten ein 6-Seme- 
ster-Kurzstudium angestrebt, einer 
Elite wird es vergönnt sein, länger 
zu studieren („Lehren und For- 
schen lernen"), sogar an Privatuni- 
versitäten. Daß nicht zü viele zu 
lange studieren und außerdem die 
„richtigen Berufsfelder" anvisieren, 
dazu hilft eine obligatorische Stu- 
dienberatung und im Zusammen- 
hang mit dem Bundesausbildungs- 
förderungsgesetz (BAFöG) eine be- 
fristete, an bestimmte Leistungen 
(wofür die Bedingungen je nach Be- 
darf zentral festgelegt werden) ge- 
bundene Ausbildungsförderung. Zur 
Unterbindung von Systemkritik ist 
dazu die Zerschlagung der verfaß- 
ten Studentenschaften mit ihrem 
Beitragserhebungsrecht vorgese- 
hen. Die oben angedeutete Flexibi- 
lität wird also kanalisiert durch 
eine 

* Reglementierung mit der Folge 
der Spaltung in qualifizierte 
Elite und minderqualifizierte 
Masse (Rezeptemacher versus 

Rezepteanwender), 
mit der Folge, daß einerseits den 
(ideologisch nicht zuverlässigen) 
Kurzstudenten die kritische Hinter- 
fragung der Studieninhalte und da- 
mit der Hochschulfunktion durch 
den Leistungsdruck verunmöglicht 
wird, andererseits die privilegierte, 

ideologisch zuverlässige weil aus- 
gefilterte Elite als systemstabilisie- 
rendes Potential in leitenden Stel- 
lungen und in der Forschüng zur 
Verfügung steht. 

Ähnliche Gedanken scheinen aus- 
schlaggebend dafür zu sein, daß 
dem Trend zur Auslagerung der 
Forschung aus der Universität 
(trotz „Einheit von Forschung und 
Lehre") nicht begegnet wird (be- 
reits 85 Prozent der Forschung ge- 
schieht außerhalb des Universitäts- 
bereiches). Sogenannte Schwer- 
punktforschung soll zwar noch an 
die Universitäten verwiesen wer- 
den, die brisanten Projekte wie Rü- 
stungsforschung, Friedensforschung 
etc. werden jedoch aus dem Kreuz- 
feuer universitärer Kritik in ein- 
trächtig von Staat und Industrie 
bezahlte private Gesellschaften 
(z. B. Kernforschungszentrum 
Karlsruhe) verlagert, wo mit öf- 
fentlichen Mitteln ohne öffentliche 
Kontrolle Produkte zur Fertigungs- 
reife und damit zur Verwertung 
durch die Unternehmen entwickelt 
werden: 

* Auslagerung der Forschung. 
Dies ist der im groben skizzierte 

Rahmen der aus ökonomischen In- 
teressen des Kapitals erwachsenden 
Bildungspolitik im Hochschulbe- 
reich. Dieser Rahmen setzt hinwie- 
derum den Rahmen für eine Hoch- 
schulstrategie. 

Fortsetzung folgt 
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Faillard for ever 

Am 14. Oktober läuft die Rektorats-Amtszeit von Hans Faillard 
ab, dem ersten Rektor, der sein Amt auf der Grundlage der 1969 
verabschiedeten RUB-Verfassung ausübte — wählen ließ er 
sich allerdings gegen die Stimmen der Studenten vom alten 
Professoren-Konvent, und er hielt es auch nie für nötig, sich 
vom neuen UP bestätigen zu lassen. 

Und auch jetzt tritt er nicht ab: das 
UP, das im Februar 1970 vergeblich 
versucht hatte, Faillard abzuwäh- 
len, bat ihn im Juli, doch sein 
Amt über die reguläre Amtszeit 
hinaus weiter zu führen. Der An- 
trag kam von Studenten und As- 
sistenten, denselben Gruppen also, 
die seinerzeit die Abwahl des Rek- 
tors betrieben hatten — (diesmal 
waren es jedoch nur noch die BSU 
und Spartakus/FHV-Studenten, die 
glaubten, im UP etwas erreichen 
zu können). 

Dabei hatten gerade diese Stu- 
denten und Assistenten ihre Mit- 
arbeit im UP vordringlich damit 
begründet, daß im SS 71 unbedingt 
ein neuer Rektor gewählt werden 
müsse. Es gab sogar einen assisten- 
tischen Kandidaten für dieses Amt. 
Die verschlungenen Wege der UP- 
Strategen führten jedoch nicht zu 
dem versprochenen neuen, progres- 
siven Rektor, sondern zur Bestä- 

tigung des alten. Man versicherte, 
daß man zu Beginn des Winterse- 
mesters dann sofort zur Neuwahl 
schreiten werde. Bei realistischer 
Einschätzung muß man allerdings 
sagen, daß er frühestens am Ende 
des Wintersemesters, wenn nicht 
erst im nächsten Sommersemester 
zur Rektorwahl kommen wird. 

Der Wissenschaftsminister hat 
Faillard aufgrund des UP-Beschlus- 
ses mit der Fortführung der Rek- 
toratsgeschäfte beauftragt. Faillard 
bleibt uns also auf jeden Fall noch 
erhalten. 

Faillard hat in seiner zweijähri- 
gen Amtszeit die Machtposition 
Rektorat weidlich ausgenutzt gegen 
Studenten und Assistenten. Abge- 
sichert durch das Vertrauensvotum 
aller vier Gruppen im UP, wird er 
sich in seiner reaktionären Politik 
noch bestärkt fühlen. 

Faillard for ever! 

Bespitzelung 

leider nicht möglich 
Nach einem Geheimerlaß von Innenminister Weyer sollen die Universitäten 
Auskünfte über den Studienerfolg ausländischer Studenten den Auslands- 
behörden melden. Grundlage hierfür ist das diskriminierende Ausländerrecht, 
welches Aufenthaltserlaubnisse nur gewährt, wenn die Belange der BRD 
nicht beeinträchtigt werden. 

Wie dieses allerdings durch eine 
längere Studienzeit der ausländi- 
schen Kommilitonen geschehen 
soll, bleibt fraglich (vor allem, wenn 
diese wegen Schwierigkeiten mit 
dem deutschen Universitätsstudium 
länger studieren müssen). 

Wahrer Hintergrund: Immer 
mehr ausländische Studierende 
lassen sich die Abhängigkeit von 
den Botschaften und Geheimdien- 
sten ihrer oft konservativen oder 
faschistischen Heimatländer nicht 
mehr gefallen und arbeiten aktiv 
in Internationalismusgruppen oder 
mit ihren in der BRD arbeitenden 
Kollegen gegen die Unterdrückung 
in ihrer Heimat. Und während man 
die deutschen linken Studenten 
halt ertragen muß, will man die 

ausländischen Genossen aus der 
BRD rausschmeißen. 

Die ganze Sache kam raus, als 
der Bonner Rektor sich weigerte, 
dieses schmutzige Spiel mitzuma- 
chen; die anderen NRW-Universi- 
täten haben nach Angaben aus 
Düsseldorf mitgespielt. 

Der Referent des Bochumer Rek- 
tors dazu: „Diese Fälle hatten wir 
in Bochum nicht; wir geben auf 
Anfrage nur die Daten wie Seme- 
sterzahl, Studienfach, Wohnort 
wieder." 

Doch auch dies reicht schon aus; 
und die deutschen Mitstudierenden 
können sich schon darauf einstel- 
len, daß ihnen nach dem Hoch- 
schulrahmengesetz eine ähnliche 
Bespitzelung blüht. 
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Linke Diskussion: 

Klassencharakter des Parlamentarismus 

„Doch begrenzt die kapitalistische Klasse notwendigerweise die Demokratie auf die politische Sphäre" (Stojanovic). „Die 
Möglichkeit einer Neuverteilung unserer Güterordnung war im Jahre 1945 — und Gott sei Dank kann man nur sagen — völlig 
irreal . . . Wir haben diesen Eingriff nicht nur nicht gemacht, sondern wir haben ihn auch durch unsere Verfassungsordnung aus- 
drücklich verriegelt." 1) Abgesehen davon, daß diese These falsch ist, — in Art. 15 GG wird der Gesetzgeber ausdrücklich zur 
Vergesellschaftung von Grund und Boden, Naturschätzen und Produktionsmitteln ermächtigt 2) — so zeigt sie doch beispielhaft 
die zwar nicht unbedingt bei Verfassungsrechtlern, aber doch im Bewußtsein der die Gesellschaft der Bundesrepublik beherr- 
schenden Kreise, ursprünglich vorhandene Tendenz demokratische 3) Ansätze der Verfassung zu leugnen. 

Die Verfasser des Grundgesetzes 
haben sich gerade nicht auf eine 
bestimmte Konzeption der Güter- 
ordnung festgelegt; die auf dem 
Eigentum weniger an den Produk- 
tionsmitteln aufgebauten Prinzi- 
pien der kapitalistischen Wirt- 
schaft sind nicht im Grundgesetz 
verankert worden4). Diese Tatsa- 
che ist aber im Laufe einer zwan- 
zigjährigen CDU-Regierung aus 
dem Bewußtsein der Öffentlichkeit 
verdrängt worden4a). 

Der Verdrängungsprozeß wurde 
erst in jüngster Zeit unterbrochen, 
als die Illusion vom Funktionieren 
des „marktwirtschaftlichen Prin- 
zips" auf dem Wohnungsmarkt an- 
läßlich von „Auswüchsen" in der 
freien Verfügungsgewalt der Haus- 
eigentümer zerstört wurde und Art. 
15 GG langsam wieder ins Ge- 
spräch kam5). Dabei wurde auch 
deutlich, von welchen Interessen- 
gruppen der Verdrängungsprozeß 
gefördert worden war und wird. 

Art. 15 GG ist nur ein Beispiel 
für einen in den westlichen Demo- 
kratien ablaufenden Prozeß, der in 
den beiden hier zu besprechenden 

Arbeiten: 
Gottschalch, Parlamentarismus und 
Rätedemokratie. Wagenbach, Berlin 
1970 (Rotbuch Nr. 10), 126 S. (ab. S. 
47 Lesebuch), 4,50 DM. 
Agnoli-Brückner, Die Transforma- 
tion der Demokratie, Europäische 
Verlagsanstalt Frankfurt 1968, 194 
Seiten, 12 DM. 
untersucht und der als Involution 
(Rückbildung), Transformation oder 
— wertend — als Depravierung 
(Verschlechterung) ursprünglich de- 
mokratischer Ansätze bezeichnet 
wird. 

Agnoli versteht unter „Involu- 
tion" nicht etwa die Diskrepanz 
zwischen Verfassungsnorm und Ver- 
fassungswirklichkeit oder den 
funktioneilen Wandel des Ver- 
teiler von Subventionen und So- 
zialleistungen. Involution wird als 
Gegenbegriff zur Evolution ver- 
standen und soll den „komplexen 
politischen, gesellschaftlichen und 
ideologischen Prozeß der Rückbil- 
dung demokratischer Staaten, Par- 
teien, Theorien in vor — oder anti- 
demokratische Formen" bezeichnen 
(S. 10). 

Institut 

Heinen-Brillen Bochum Kortumstr. 45 I.EI. 
Anpassung unsichtbarer Augengläser 
bestverträgliche Kunststoff-Kleinstlinsen 
des bewährten Systems Müller-Welt 

Involution bei Agnoli 
Ausgangspunkt für Agnoli ist der 

sozioökonomische Konflikt in der 
westlichen Welt, der besteht „in 
dem Widerspruch zwischen dem 
individuell- privilegierten Herr- 
schaftsanspruch von Eigentum, Ver- 
fügungsgewalt und Wissen auf der 
einen Seite und den Inhalten einer 
modernen Gesellschaft auf der an- 
deren Seite, die auf Kollektivpro- 
duktion gegründet ist und die durch 
die (potentiellen oder aktuellen) 
Forderungen unterprivilegierter 
Mehrheiten in Bewegung gehalten 
wird." (S. 8). Der Prozeß der Invo- 
lution (oder allgemeiner: Transfor- 
mation) zeigt sich nun in dem Ver- 
such der parlamentarischen Demo- 
kratie, diesen Widerspruch zu 
glätten und durch staatliche Rege- 
lungen auszugleichen, indem sie 
Struktur und Funktion wandelt, um 
in der Lage zu sein, „disziplinie- 
rend in den Widerspruch einzugrei- 
fen." (S. 10). 

Nur zum Teil technologisch be- 
dingt, ist die Transformation der 
Demokratie somit „sowohl Moder- 
nisierung des Staates im Sinne einer 
Angleichung an neue Formen des 
Lebens (an die sogenannte Massen- 
gesellschaft), als auch Verbesserung 
im Sinne der Modernisierung von 
Herrschaftsmitteln" (S. 10). Dabei 
bleibt „im Prinzip ... das Wertsy- 
stem — die normativen, rechtlich- 
moralischen Ideen — erhalten. „Die 
Analyse dieses Problems hält A. 
für um so dringlicher, als die west- 
liche Gesellschaft ihren demokra- 
tischen Charakter („die Grundlage 
der geschichtlichen Rechtfertigung 
des Kapitalismus gegenüber allen 
Revolutionsbestrebungen" — S. 12) 
immer nur an den Normen und Or- 
ganen des sie organisierenden 
Staates nachweist, nicht aber am 
Prozeß ihrer Produktionsweise. 

Ob dieser Ausgangspunkt von A. 
richtig ist, soll an Hand von zwei 
Beispielen aus der Rechtslehre über- 
prüft werden. Die Zurücksetzung 
der Bedeutung der ökonomischen 
Bedingungen hinter einen rein for- 
mal rechtsstaatlichgesehenen My- 
thos der Gerechtigkeit zeigt sich 
deutlich bei Forsthoff. Nach F. muß 
der Rechtsstaat „formal, das heißt 
von bestimmten Strukturelemen- 
ten der Verfassung her" verstanden 
werden6). 

Außerdem ist der Rechtsstaat „an 
den bestehenden gesellschaftlichen 
und ökonomischen status quo ge- 
bunden"7). Wie F. den status quo 
versteht, ergibt sich klar aus dem 
dieser Besprechung vorangestellten 
Zitat. Der Begriff des Rechtsstaats 

wird hier theoretisch spielerisch in 
formaler Einseitigkeit aufgebaut, 
ohne daß darauf eingegangen wird, 
welche inhaltliche Anforderungen 
an einen Staat, in dem die Herr- 
schaft vom gesamten Volk ausgeht, 
gestellt werden müssen. Auf die von 
A. zu Recht hervorgehobene Frage, 
ob eine echte Volksherrschaft ange- 
sichts der heutigen Verteilung der 
gesellschaftlichen und ökonomi- 
schen Machtmittel nicht eine 
grundlegende Veränderung dieser 
Verteilung zur Voraussetzung hat, 
kann F. bei seinem rein formalen 
Ausgangspunkt nicht eingehen. 

Auch Huber8) geht unter der 
Überschrift „Schranken der Sozia- 
lisierungsmacht" von bestimmten 
formalen Institutionen des Rechts- 
staates aus, durch die das Prinzip 
der Gerechtigkeit institutionali- 
siert wird. Aus der Tatsache, daß 
durch Sozialisierungsgesetze unter 
anderem die Prinzipien der Ver- 
einigungsfreiheit, der Berufs- und 
Gewerbefreiheit und der Gleich- 
heit eingeschränkt werden könnten, 
schließt er, daß „die individual - 
rechtlichen Garantien der Art. 2, 9, 
14 GG in ihrem Wesensgehalt fast 
vollständig vernichtet" werden, 
„wenn aller Grund und Boden, alle 
Naturschätze und alle Produktions- 
mittel zum Zweck der Gesellschaf- 
tung in Gemeineigentum oder an- 
dere Formen der Gemeinwirtschaft 
überführt würden.'"). An diesen 
formalen Prinzipien muß also eine 
Sozialisierung auf jeden Fall ihre 
Grenze finden. Die Frage wird 
nicht dahingehend untersucht, ob 
nicht z. B. durch eine Sozialisierung 
der Produktionsmittel etwa das 
Prinzip der Gleichheit besser aus- 
gefüllt werden könnte als bisher. 
Auch hier also nicht die Frage der 
Gerechtigkeit und der Demokratie 
in der Produktionssphäre, sondern 
lediglich das Ausspielen des forma- 
len Rahmens des Rechtsstaats. Da- 
durch wird — entgegen Art. 15 GG 
— das Prinzip der Verfügungsge- 
walt weniger über die Produktions- 
mittel im Grunde genommen doch 
als vorgegeben betrachtet und ab- 
gesichert. 

Dies ist natürlich folgerichtig, 
wenn man einmal die Erkenntnis 
gewonnen hat, daß „ein konse- 
quent entwickeltes Wirtschaftsver- 
fassungsrecht wirtschaftsdemokra- 
tischer Struktur ... nicht nur die 
Marktwirtschaft auf(hebt), sondern 
... notwendigerweise auch das 
Fundament verändert, „auf dem 
die parlamentarische Demokratie 
überlieferten Stils ruht."10). 

Transformation der Demokratie 
Ausgehend von dem sicher rich- 

tig erkannten Phänomen, daß der 
demokratische Charakter der west- 
lichen Gesellschaft nie am Prozeß 
ihrer Produktionsweise nachgewie- 
sen worden ist, stellt sich A. nun 
die Aufgabe, „den Mechanismus des 
Staates in den Aspekten durchsich- 
tig zu machen, die den Herrschafts- 
und Repressionscharakter der Ge- 
sellschaft" enthüllen. Das Material 
für seine Analyse, die für die west- 
lichen Demokratien gelten soll, lie- 
fern die Zustände in der Bundesre- 
publik. Hier soll — unter anderem 
wegen der traditionell obrigkeits- 
staatlichen Orientierung des deut- 
schen Kapitals — die Transforma- 
tion der Demokratie am weitesten 
fortgeschritten sein (S. 13—17). Der 
Grad politischer Rückbildung und 

die Möglichkeit des Widerstandes 
wird nach A. von zwei Grundele- 
menten bestimmt; einmal von der 
Weiterentwicklung der bürgerli- 
chen Gesellschaft selbst („sozialer" 
Charakter des Kapitalismus — be- 
triebliche Sozialleistungen etc.), 
wodurch die Belegschaft besser als 
durch den Einsatz der Staatsmittel 
— Armee und Polizei — diszipli- 
niert werden soll. Zweitens durch 
die Organisierung des freien kapi- 
talistischen Marktes unter teilwei- 
ser Einschränkung der Privatini- 
tiative und der freien Konkurrenz. 
Ziel ist, die Lohnabhängigen mit 
der dadurch erreichten relativen 
Freiheit und der Idee der Partner- 
schaft zu befrieden und somit bes- 
ser zu integrieren. Dabei ver- 

wechseln sie dann die Freiheit des 
wirtschaftlichen Konsums mit der 
Freiheit an sich.12) 

„Programm und Technik des so- 
zialen Friedens" heißt das Kapitel, 
in dem A. aufzeigt, daß Pluralität 
der Interessen und Pluralismus auf 
der Distributionsebene politisch der 
Polarität entgegenwirkt, die nach 
wie vor an der Basis der Gesellschaft 
besteht. Das Programm des so- 

zialen Friedens stellt sich für ihn 
als „Neuauflage des alten politi- 
schen Repressionsprogramms des 
Kapitalismus" (S. 22) dar, das hilft, 
„den Verlust an Politik zu kompen- 
sieren und die Notwendigkeit der 
Politik zu verdecken." (S. 22). Da- 
durch wird die im ökonomischen 
Bereich bestehende — antidemo- 
kratische — Herrschaft der Kapital- 
eigentümer stabilisiert. 

Gewaltenteilung 
Das parlamentarische Regie- 

rungssystem ist nach A. die spezi- 
fisch bürgerlich kapitalistische 
Form des Verfassungsstaates, die 
„die Reduktion des Antagonismus 
auf den Pluralismus" widerspiegelt. 
Diese These, von A. nicht sehr ein- 
gehend erörtert, wird in vorzügli- 
cher Weise durch das Buch von 
Gottschalch (Professor für Politik 
an der PH Berlin) erhärtet. „Ur- 
sprünglich war die Forderung nach 
parlamentarischer Demokratie ei- 
ne Kampfparole des Bürgertums" 
(S. 1), das politische Gewalt im 
Staat wollte, um seine „ökonomi- 
schen Interessen besser durchset- 
zen zu können." Wenn auch dieser 
Ausgangspunkt von G. nicht ganz 
zutreffend ist, — es ging damals 
auch um die Erkämpfung von Frei- 
heitsrechten gegenüber einem all- 
mächtigten Staat — so trifft aber 
zu, daß das Bürgertum, als es die 
politische Macht im Staat erkämpft 
hatte, diese regelmäßig zur Durch- 
setzung und Absicherung seiner 
klassenspezifischen Interessen ge- 
nutzt hat. 

Anschließend analysiert G. die 
Begriffe Gewaltenteilung, parla- 
mentarisches System und Rechts- 
staat unter Berücksichtigung der 
ökonomischen und politischen Ver- 
änderungen, die zur Phase des or- 
ganisierten Kapitalismus (vgl. Ag- 
noli oben) geführt haben. Die Tei- 
lung der Gewalten hat nach seiner 
Ansicht inzwischen an Bedeutung 
verloren, da sowohl Parlament als 
auch Regierung „die politischen 
Ausschüsse des Bürgertums" (S. 9) 
geworden sind. Außerdem wird die 
tatsächlich vorhandene Aufteilung 
der Macht zwischen den Eigentü- 
mern der Produktionsmittel und 
den nicht besitzenden Klassen und 
der Einfluß der Kapitaleigentümer- 
zum Beispiel auf Parteien immer 
stärker.13). Das führt dazu, daß der 
organsierte Kapitalismus das parla- 
mentarische Regierungssystem im- 
mer mehr in den Dienst seiner 
ökonomischen und politischen In- 
teressen stellt (S. 15). 

Fortsetzung folgt (aus ROTE 
ROBE 1/71, Dietrich Harke, Heidel- 
berg) 

b Forsthoff. Haben wir zu viel oder zu we- 
nig Staat? Vortrag, gehalten vor der Ar- 
beitsgemeinschaft selbständiger Unterneh- 
mer. In: Rechtsstaat im Wandel, Ver- 
fassungsrechtliche Abhandlungen, 1950- 
1964, 
Stuttgart 1964, S. 63 ff. - Zur „Irrealität" 
der Neuverteilung vgl. Deppe u. a., Kri- 
tik der Mitbestimmung, Frankfurt 1969, 
S. 70 2) Dazu statt vieler Maunz, Staatsrecht, 12. 
Aufl. 1963, S. 150 3) Demokratisch wird hier nicht - wie heu- 
te weithin üblich - im rein rechtsstaat- 
lich-formalen Sinn, sondern in seiner 
ursprünglichen Bedeutung — Herrschaft 
des gesamten Volkes verstanden. Das ist 
auch wichtig für das Verstän :nis der im 
folgenden besprochenen Bücher. 

') Nach dem GG hängt es von der politi- 
schen Entscheidung des Gesetzgebers ab, 
ob und in welchem Umfang er von der 
Möglichkeit der Sozialisierung Gebrauch 
macht. Vgl. Leibholz-Rinck, Grundgesetz, 
1966, Anm. zu Art. 15. 4a) Was mit der von der CDU nach 1945 be- 
triebenen wirtschaftlichen Restauration 
zusammenhängt. Verbal hatte sie damals 
eine ganz andere Position vertreten: 
„Inhalt und Ziel dieser sozialen und 
wirtschaftlichen Erneuerung kann nicht 
mehr das kapitalistische Gewinn- und 
Machtstreben, sondern nur das Wohlerge- 
hen unseres Volkes sein." 
„Das kapitalistische Wirtschaftssystem, ist 
den . . . Lebensinteressen des deut- 
schen Volkes nicht gerecht geworden" 
(Aalener Wirtschaftsprogramm der CDU, 
zit. nach Huffschmid, Die Politik des Ka- 

v. 4. 1. 1971 und 
pitals, 1969, S. 138). 

5) Vgl. Leibholz in FR 
Spiegel 3/71, S. 30. 

') A. a. O. Vorwort S. 8 7) Ebända 

8) Wirtschaftsverwaltungsrecht II, 1954 
S. 150 f. 

') A. a. O. S. 152 10) Huber Wirtschaftsverwaltungrecht, 
2. Aufl. 1953, Band 1, S. 41 

") Die Partnerschaftsideologie wurde 1891 v. 
Papst Leo XIII in seiner Enzyklika „rerum 
novarum" entworfen und ist seitdem Leit- 
bild der christlichen Arbeitnehmerbewe- 
gung. Vgl. Spiegel 45/70, S. 49. 

11) So wird es verständlich, wenn ein Vor- 
standsmitglied der BASF - gleichzeitig 
Mitglied mehrerer Kuratorien von Institu- 
ten der Max - Planck - Gesellschaft - 
schreibt: „Mit Dankbarkeit und Freude 
dürfen wir feststellen, daß heute viele 
Arbeiter ein Eigenheim oder eine Eigen- 
tumswohnung besitzen, daß in der Arbei- 
terwohnung modernste Einrichtungen fast 
zur Selbstverständlichkeit geworden sind, 
daß mehr und mehr Arbeiterfamilien sich 
ein Auto leisten und darin Ferienreisen 
auch nach fernen Ländern durchführen 
können" (Heintzeler, Volkskapitalismus, 
2. Aufl. 1969, S. 18 f.). Die Frage der Re- 
lativität des Wohlstandes und der mit 
dem Eigentum am Produktionsmitteln ver- 
bundenen Macht wird von Heintzeler 
wohlweislich nicht gestellt. 

") „Man schätzt, daß allein die Wirtschafts- vereinigung der Eisen- und Stahlindustrie 
direkt oder indirekt bis zur Hälfte der 
CDU-Wahlkampfkosten aufbringt" (Jäggi, 
Macht und Herrschaft in der BRD, 1969, 
S. 116). Im Jahre 1969 erhielt die CDU 
als Spende z. B. von der Siemens-AG 
DM 30 000,—, vom Bundesverband des 
Deutschen Güterfernverkehrs DM 50 000,—. 
Die größeren Spender sind namentlich 
nicht bekannt, da die Spenden zum Teil 
über Vereinigungen wie z. B. „Gesell- 
schaft zur Förderung der Wirtschaft Ba- 
den-Württemberg" (269 000,— DM) liefen. 
Vgl. FR v. 11. 12. 1970. 

Verbotsanträge 

„So hat sie (die DKP, die Red.) bei- 
spielsweise bei der Domestizierung 
fanatisierter jugendlicher Revolu- 
tionäre vorzügliches geleistet, vor 
allem ihr Präsidiumsmitglied Kap- 
luck ist zu erwähnen ..." (Aus der 
FAZ vom 10. 7. 71) 

Dieses Lob der engagiert kapital- 
freundlichen FAZ hat sich die DKP 
wirklich verdient. Wie ihr Hoch- 
schulableger Spartakus an den Uni- 
versitäten die politischen Aktivitä- 
ten der Studenten für Reformen 
und Reförmchen durch gremienfi- 
xierte Politik kanalisieren will, so 
tut es die Mutterpartei im Be- 
triebsbereich durch „domestizieren- 
de" Mitbestimmungsforderungen. 

Daß der DKP dabei alle im Wege 
sind, die ihre Politik als revisioni- 
stisch entlarvt, als verräterische 
und eben nicht kommunistische 
Politik, leuchtet ein. Folgerichtig 
ist „eine wichtige Aufgabe der ideo- 
logischen Arbeit" der DKP der 
„Kampf gegen ... den Maoismus in 
der Bundesrepublik" und die „ul- 
tralinken Spaltergruppen" (aus der 
These 41 des DKP-Parteitages in 
Düsseldorf). Beliebtestes Sparta- 
kus-Schulungsthema: Der Linke 
Radikalismus. Beliebteste These: 
Die Maoisten machen „rechte Poli- 
tik mit linken Phrasen". 

Konsequenterweise unterstützen 
DKP-Mitglieder einen Antrag der 
IG Metall/Ortsverwaltung Duis- 
burg an den Gewerkschaftstag, in 
dem die IGM aufgefordert wird, 
„den maoistischen Gruppierungen 
mit Entschiedenheit entgegenzutre- 
ten" und sich „bei der Bundesre- 
gierung dafür einzusetzen, daß die 
politische Tätigkeit maoistischer 

Gruppen in der BRD auf die Ver- 
einbarkeit mit dem Grundgesetz 
(!) überprüft wird", denn deren 
Ziel sei es, „die freiheitlich-demo- 
kratische Ordnung der BRD zu zer- 
stören". Im gleichen Antrag folgt 
der beliebte bürgerliche Trick, 
rechts gleich links zu setzen, indem 
die „Maoisten" der „Übereinstim- 
mung mit neonazistischen Parolen 
und Methoden" geziehen werden. 

Daß ein solcher Verbotsantrag 
aus den „Arbeiterorganisationen" 
IGM und DKP kommt, zeigt, daß 
sich das gesamte bürgerliche La- 
ger, von NPD/CSU bis Gewerk- 
schaften und DKP, über den ge- 
meinsamen Feind, die Marxisten- 
Lenninisten, einig ist. Die DKP, 
deren Mitglieder Lukrawka (Be- 
triebsratsvorsitzender bei Rhein- 
stahl Meiderich) und Karin Wölk 
(Vorsitzende des IGM-Ortsjugend- 
ausschusses) den zitierten Antrag 
befürworteten, hat sich (wieder ein- 
mal) als willfähriger Handlanger 
der Herrschenden erwiesen. 

Streng auf Verfassungstreue be- 
dacht und ohne Furcht vor Verbots- 
anträgen (die ja von der „sozialli- 
beralen" Regierung erst kürzlich 
ausdrücklich abgelehnt wurden), 
stellt die DKP sich eindeutig auf 
die Seite der Gegner des Kommu- 
nismus. 

Ein führendes SDAJ-Mitglied: 
„Wenn die Gewerkschaftsführer 
gegen euch (gemeint sind KPD/ML 
und Rote Garde) vorgehen, so ist 
das vollkommen richtig. Und wir 
unterstützen die bürgerlichen Par- 
teien gegen euch, weil wir euch ja 
eines Tages ebenfalls verbieten 
müßten." 

Ilten ifs 
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Organische 

Wachstumsstörungen 

Ende 1968, nachdem der kapitalistische Hormonhaushalt das 
organische Wachstum der Ruhrwirtschaft wieder einmal durch- 
einandergebracht hatte, schlossen sich 80 Prozent der Kohlen- 
bergwerke des Ruhrgebiets zur Ruhrkohle AG zusammen. 
80 Prozent deshalb, weil die Ruhr-Industriellen nur die verlust- 
reichen Bergwerke in die Gesellschaft einbrachten, nicht aber 
die lukrativen Zechen, Kraftwerke und Hütten. Die Unterneh- 
merverantwortung zwang sie, sich die Abtrennung der Pleite- 
werke aus Steuermitteln teuer bezahlen zu lassen. 
Kaum war das Pflänzchen gesetzt, 
da wurde es schon von Schmarot- 
zern besetzt. Der Aufsichtsrat mit 
Overbeck (Mannesmann), Sohl 
(Thyssen), Vogelsang (Krupp), Här- 
ders (Hoesch) und Kemper (Veba) 
— man sieht, die ganze Bande ist 
zusammen — kam mit dem Vorsit- 
zenden des Vorstandes überein. Die 
Ruhrkohle AG verpflichtete sich, 
die Stahlhütten mit Kohle für we- 
niger als 80 DM pro Tonne zu ver- 
sorgen. 

Die Tonnen wurden rangekarrt; 
zum Teil von Ruhrbergleuten, zum 
Teil mit Frachtern aus Südafrika 
und Australien, wo die AG 140 DM 
pro Tonne zahlen konnte. Unter 
diesen Umständen kann es nur noch 
die Spezialisten der Abt. VII wun- 
dern, daß die Ruhrkohle AG bank- 
rott ist. Nun kann aber nicht bank- 
rott sein was nicht bankrott sein 
darf. Denn immerhin beschäftigt 
die AG fast 200 000 Arbeiter und 
Angestellte. Also braucht das 
Pflänzchen eine Hormonspritze aus 
der Steuerkasse. Zunächst mal eine 
Milliarde, denn so hoch sind schon 
jetzt die Zahlungsverpflichtungen, 
im nächsten Jahr noch mal eine 

Milliarde und dann noch mal eine 
Milliarde — das steht schon fest — 
und dann soll's wieder organisch 
wachsen. 

Vorläufig also müssen die Kum- 
pel über die Steuerkasse die Erhal- 
tung ihrer Arbeitsplätze noch mit 
einem Teil ihres Lohnes selber fi- 
nanzieren. Der direkt angeeignete 
Profit, die direkte Ausbeutung 
reicht nicht mehr hin. 

Nun weiß jeder, daß der Ruhr- 
bergbau über kurz oder lang ohne- 
hin kaputt geht. Man könnte also 
langfristig vorausplanen und neue 
Arbeitsplätze in zukunftsträchtigen 
Industrien schaffen. Statt dessen 
aber wurden Unsummen für eine 
Werbekampagne zwischen Rhein 
und Ruhr ausgegeben, um den 
Bergwerker-Nachwuchs zu rekru- 
tieren. Nachwuchs für einen toten 
Beruf, Nachwuchs für nicht existen- 
te Arbeitsplätze. Das ist die Un- 
ternehmerverantwortung: das or- 
ganische Wachstum wird's schon ir- 
gendwie regeln, denn jeder, der 
meint „daß es in unserer moder- 
nen Zeit eben nicht ohne Planung 
gehe, der vernebelt die politische 
Landschaft" (Erhard). 

Fluch der Bosse 
Die Bochumer DGB-Jugendgruppe hat einen Maulkorb umbekommen, weil 
sie den DGB-Bossen zu unbequem ist. Die Gruppe plante im Zusammen- 
hang mit dem Beschluß der Versammlung vom 2. 9. Protestaktionen gegen 
das Betriebsverfassungsgesetz, z. B. Flugblätter, Informationsstände. Aber 
diese Aktionen wurden vom DGB-Kreisvorstand verboten. Die DGB-Jugend- 
gruppe bekam deshalb eine Abfuhr, weil der Kreisvorstand des DGB Rück- 
sicht auf die FDP/SPD-Politik nimmt. Das ist deshalb kein Wunder, weil viele 
DGB-Bosse SPD-Mitglieder sind. Das einzige Argument der Bosse war der 
Einwand, daß die Jugendgruppe nicht der Vorreiter von Aktionen sein dürfe. 
Aber auch die SDAJ/DKP, die in der DGB-Jugendgruppe zahlreich vertreten 
ist, zeigte wieder einmal ihr wahres Gesicht: Als einige Mitglieder der DGB- 
Jugendgruppe ein Flugblatt gegen das BVG auf eigene Kosten drucken 
lassen wollten, waren sie dagegen vor lauter Angst, aus dem DGB ausge- 
schlossen zu werden. Das ist dieselbe SDAJ, die noch auf der Veranstaltung 
des DGB am 2. 9. die Forderung nach Flugblättern und Demonstrationen 
unterstützte. Das ist die SDAJ, die die Kollegen in Worten zum Kampf auf- 
fordert, aber bei Auseinandersetzungen den Schwanz einzieht. 

DGB,contra' BVG 
Ungefähr 100 Betriebsräte und Ver- 
trauensleute waren am 2. 9. vom 
DGB zu einer Aussprache über die 
verschiedenen Entwürfe zum Be- 
triebsverfassungsgesetz eingeladen 
worden. Es sprach Olaf Radke vom 
Vorstand der IG Metall. Er erläu- 
terte die feinen Unterschiede zwi- 
schen den Entwürfen und versuch- 
te den anwesenden Kollegen vorzü- 
lügen, daß der DGB-Entwurf ein 
Entwurf im Interesse der Arbeiter, 
Angestellten und Lehrlinge sei. 
Alle Entwürfe haben das Ziel, die 
Arbeiter in den Fabriken dumm 
und ohne Einfluß zu halten: der 
Regierungsentwurf von SPD/FDP 
im Interesse der Kapitalisten und 
der DGB-Entwurf mit ein paar 
kleinen Verbesserungen im Interes- 
se der Gewerkschaftsführung, die 
damit ihre Position ausbauen 
könnte. 

Herr Radke vermied es denn 
auch, auf die Bedeutung eines BVG 
innerhalb dieses Staates einzuge- 
hen. Aber auch sein Eintreten für 
den Entwurf der Gewerkschaften 
waren nur hohle Worte. Als in der 
Diskussion gefordert wurde, daß 
die Arbeiter und Gewerkschaften 

für den DGB-Entwurf kämpfen 
sollten, als von Demonstrationen 
und Streiks gesprochen wurde, tra- 
ten Radke und der DGB-Kreisvor- 
stand den Rückzug an. Sie sahen 
den Unternehmerstaat und ihre ei- 
gene schöne Funktionärsstellung 
gefährdet und versuchten alle Ini- 
tiativen mit Hinweisen auf SPD 
oder Gewerkschaftsgremien zu 
verhindern. 

Trotzdem stimmten am Schluß 
80 - 85 Prozent der Betriebsräte 
und Vertrauensleute für diesen An- 
trag: Wir fordern den DGB-Kreis- 
vorstand auf, Aktionen gegen den 
Regierungsentwurf zum BVG vor- 
zubereiten, so z. B. Flugblattaktio- 
nen und Demonstrationen. 

Der Kreisvorstand des DGB, der 
noch am Anfang der Veranstaltung 
die Presse begrüßte, erreichte es 
dann wohl auch, daß über die Dis- 
kussion und die Anträge kein Wort 
in den Zeitungen erschien. 

So verrät man die Kampfbereit- 
schaft von Arbeitern, die sich gegen 
die steigende Ausbeutung und Un- 
terdrückung durch die Kapitalisten 
wehren wollen. 

BAFöG und die Ideologie 

Spinnen die Väter des BAFöG? Oder vertreten sie einfach das 
Interesse einer Klasse? Ausbildung im Sinne der Herrschen- 
den als Ausbildung schlechthin zu deklarieren, wo doch in Form 
und Inhalt der Ausbildungsrichtlinien das herrschende Inter- 
esse sichtbar wird. Paradoxer noch ist, daß diese Interessen 
sehen zu lehren als „Ideologisierung" verfemt wird. 
Aber ideologisch wird etwas nicht 
dadurch, daß man es so nennt. Die 
Ideologie erweist sich dort, wo der 
Begriff einer Sache diese nicht be- 
greift, und dennoch behauptet wird, 
er täte es. Ideologien sind inte- 
ressierte Falschmeldungen über die 
Wirklichkeit. Nicht das Faktum, daß 
Ideologien interessengesteuert 
sind, macht sie zu einer verhäng- 
nisvollen Sache, sondern daß das 
Interesse weniger als Interesse der 
Masse verkauft wird. Aber selbst 
wenn das BAFöG Massenzuspruch 
erlangen sollte — was nicht anzu- 
nehmen ist — so wäre dieser kei- 
neswegs ein Beweis seines nicht- 
ideologischen Charakters. Erst 
müßte die Entstehungsgeschichte 
dieses Masseninteresses aufweisen, 
daß es nicht bloß Meinung und 
selbst ideologisch geprägt ist. Aber 
das objektiv richtige Interesse der 
Massen ist mit Recht an deren ob- 
jektivem Lebenszusammenhang ge- 
knüpft, an deren objektiver Klas- 
senlage. Einzig der Versuch, die La- 
ge der eigenen Klasse zu begreifen 
und den immer tiefer zu verstehen- 
den Klassengegensatz aufzuheben 
wäre ein nicht-ideologisches Inte- 
resse. 

Denn wer es ausspricht, sagt 
nichts, was die ideologischen Be- 
trüger nicht schon selbst wüßten: 

der verbreitete Irrtum über die 
Wirklichkeit (Ideologie) verwandel- 
te sich in Wahrheit; der von herr- 
schender Seite zu verschleiernde 
Sachverhalt wäre endlich adäquat 
begriffen, die vernünftige Praxis 
könnte sein. 

Käthe Strobel und ihre Klassen- 
freunde sind an vernünftiger Pra- 
xis nicht interessiert; BAFöG will 
in Nebel hüllen, was enthüllt wer- 
den muß. Sie ist bei aller Freund- 
lichkeit der objektive Klassenfeind 
der unter BAFöG Ausgebeuteten. 
Wir bedanken uns für dieses Ge- 
setz in Namen der Großindustrie, 
der privaten Kapitalverwertung, 
der Ordiarinen ... 

Frischwärts-Fete 
Für Leute, die das Normale 
satt haben. Und Leute, die 
solche Leute kennenlernen 

wollen. 
Am Sonnabend, 16. 10. 71, 

im von-Thadden-Heim, 
Hochhauskeller. 

Nach der Tagesschau. 
Homosexuelle 
Aktionsgruppe. 


